Reisen von Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland: Berechtigungen, Meldewege und Widerrufsverfahren; Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) by Grote, Janne
www.ssoar.info
Reisen von Schutzberechtigten in ihr
Herkunftsland: Berechtigungen, Meldewege
und Widerrufsverfahren; Studie der deutschen
nationalen Kontaktstelle für das Europäische
Migrationsnetzwerk (EMN)
Grote, Janne
Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Grote, J. (2019). Reisen von Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland: Berechtigungen, Meldewege und
Widerrufsverfahren; Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN).
(Working Paper / Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum Migration, Integration und
Asyl (FZ), 84). Nürnberg: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Forschungszentrum Migration, Integration
und Asyl (FZ); Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) Nationale Kontaktstelle für das Europäische
Migrationsnetzwerk (EMN). https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-67595-8
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.
Forschung
Reisen von Schutzberechtigten in 
ihr Herkunftsland - Berechtigungen, 
Meldewege und Widerrufsverfahren
Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle  
für das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN)
Europäisches Migrationsnetzwerk
J   A   H   R   E





Reisen von Schutzberechtigten in 
ihr Herkunftsland - Berechtigungen, 
Meldewege und Widerrufsverfahren 
Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle  
für das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN)
Janne Grote
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2019
4 Zusammenfassung
Zusammenfassung
Auslandsreisen und Reisen von Schutzberechtigten in 
ihre Herkunftsländer sind in den vergangenen Jah-
ren wiederholt kontrovers diskutiert worden. Dabei 
haben Schutzberechtigte grundsätzlich das Recht auf 
Bewegungsfreiheit, wie sie auch anderen Drittstaats-
angehörigen zusteht, die sich legal im Land aufhal-
ten. Dies schließt Reisen ins Ausland mit ein, wofür sie 
einen Reisepass für Flüchtlinge ausgestellt bekommen 
können. Anders verhält es sich mit Reisen in das Her-
kunftsland. Diese sind für Schutzberechtigte nur unter 
spezifischen Voraussetzungen erlaubt bzw. können 
unter bestimmten Voraussetzungen zum Widerruf des 
Schutz- und Aufenthaltsstatus führen.
Bereits den Beendigungsklauseln der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) liegt die Überlegung zugrunde, 
„dass internationaler Schutz nicht mehr gewährt wer-
den sollte, wo er nicht mehr erforderlich oder nicht 
mehr gerechtfertigt ist“ (UNHCR 2011: 27). Dies trifft 
unter anderem auf eine Person mit Flüchtlingsan-
erkennung zu, die sich freiwillig erneut unter den 
Schutz des Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt, stellt oder die sich freiwillig wieder in dem 
Land niederlässt, das sie aus Furcht vor Verfolgung 
verlassen hat oder außerhalb dessen sie sich befin-
det (Artikel 1C Nr. 1 und 4). Die Vorgaben der GFK 
sind sowohl in europäisches Recht (Qualifikations-
richtlinie RL 2011/95/EU und Asylverfahrensrichtlinie 
RL 2013/32/EU) übernommen als auch in nationales 
Recht umgesetzt worden.
In Deutschland sind die GFK-Vorgaben unter den so-
genannten Erlöschensgründen im Asylgesetz auf-
geführt (§ 72 AsylG). Ein Erlöschen des Schutzsta-
tus bedeutet jedoch die automatische Aufhebung des 
Schutzstatus kraft Gesetzes. Dieser Automatismus 
wiederspricht im Falle von Reisen in das Herkunfts-
land oder Kontakt mit Behörden des Herkunftslandes 
allerdings den europäischen Vorgaben der EU-Asyl-
verfahrensrichtlinie (Artikel 45 Abs. 5 RL 2013/32/EU). 
Demnach ist ein Erlöschen nur noch im Falle des ein-
deutigen Verzichts des Schutzstatus und bei Annahme 
der deutschen Staatsangehörigkeit zulässig. Diese eu-
ropäische Regelung ist auch für nationales Recht bin-
dend, so dass in Deutschland daher bei Reisen in das 
Herkunftsland oder einem Kontakt zu Behörden des 
Herkunftslandes nur noch ein Widerrufsverfahren und 
kein Erlöschen in Frage kommen. Entgegen dem Au-
tomatismus beim Erlöschen, das in der Verantwortung 
der Ausländerbehörden lag, setzt ein Widerrufsverfah-
ren eine Einzelfallprüfung voraus, die vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge durchgeführt wird (§ 73 
AsylG für anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte, 
§ 73b für subsidiär Schutzberechtigte und § 73c bei 
nationalen Abschiebungsverboten).
Beweggründe für eine Reise in das Herkunftsland 
und Kontakt mit Behörden des Herkunftslandes
Die individuellen Gründe für eine Reise in das Her-
kunftsland und/oder einen Kontakt zu Behörden des 
Herkunftslandes sind vielfältig und umfassen unter 
anderem Krankheits- und Sterbefälle von Familienan-
gehörigen, Notlagen von Angehörigen oder Bekann-
ten, die Eheschließung oder eine Scheidung, die Klä-
rung erbrechtlicher oder sonstiger persönlicher und 
geschäftlicher Angelegenheiten, die Teilnahme an Fei-
erlichkeiten, ‚Heimweh‘ und die lange Trennung von 
Angehörigen sowie auch Freizeitzwecke. Aus der Auf-
listung der individuellen Beweggründe lassen sich al-
lerdings nicht automatisch Schlüsse hinsichtlich eines 
möglichen Widerrufsgrundes ziehen. Die Umstände 
der Reise in das Herkunftsland oder des Kontaktes zu 
Behörden des Herkunftslandes sind im Widerrufsver-
fahren im Einzelfall zu prüfen.
Voraussetzungen für einen Widerruf des 
Schutzstatus aufgrund einer Reise ins 
Herkunftsland oder eines Kontakts mit Behörden 
des Herkunftslandes
Die Bedingungen für einen Widerruf unterscheiden 
sich nach dem Schutzstatus der betreffenden Perso-
nen, wobei zwischen anerkannten Flüchtlingen und 
Asylberechtigten auf der einen und subsidiär Schutz-
berechtigten auf der anderen Seite unterschieden 
wird. Zur Prüfung der Voraussetzungen leitet das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in der 
Regel ein Widerrufsverfahren ein, wenn es Kenntnis 
über eine Reise in das Herkunftsland eines Schutzbe-
rechtigten oder einen Kontakt mit Behörden des Her-
kunftslandes erhält. Meist ist es die Bundespolizei, die 
bei der Passkontrolle am Flughafen Hinweise auf eine 
solche Reise erhält. Aber auch Ausländerbehörden 
oder sonstige Behörden erhalten mitunter Kenntnis 
über solche Reisen oder Behördenkontakte.
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Bei der Prüfung von Widerrufsgründen im Falle von 
Reisen in das Herkunftsland oder Kontakten mit Be-
hörden des Herkunftslandes gilt es drei Voraussetzun-
gen zu berücksichtigen: die Freiwilligkeit, die Absicht 
sowie die erneute Inanspruchnahme des Schutzes des 
Herkunftsstaates. Zudem muss die Rückkehr „nach 
ihrer Dauer, ihrem Anlass, der Art der Einreise sowie 
dem Ort des Aufenthaltes Grund für die Annahme bie-
ten, in ihr dokumentiere sich der Wegfall des Verfol-
gungsinteresses. Nicht ausreichend ist deshalb etwa 
eine Rückkehr in das Heimatland zur Erfüllung einer 
sittlichen Pflicht; auch bloße sich nicht über längere 
Zeiträume erstreckende Besuchsaufenthalte im Hei-
matland stellen noch keine Niederlassung dar“ (VG 
Oldenburg 2011: Az. 11 A 2138/11, nach UNHCR 
2017: 5). Auch beim Kontakt zu Auslandsvertretun-
gen des Herkunftsstaates in Deutschland oder anderen 
Staaten oder dem Kontakt zu Behörden im Herkunfts-
land kann es zum Widerruf des Schutzstatus kommen. 
Auch hier ist die erneute Unterschutzstellung maß-
geblich für einen Widerruf.
Widerrufsverfahren
Bei Widerrufsverfahren ist zunächst zwischen dem Re-
gelwiderrufsverfahren und dem anlassbezogenen Wi-
derrufsverfahren zu unterscheiden. Während erste-
res die Überprüfung der Schutzvoraussetzungen nach 
spätestens drei Jahren bei anerkannten Flüchtlingen 
und Asylberechtigten vorsieht, ist für die in dieser Stu-
die im Fokus stehenden Reisen in das Herkunftsland 
und Kontakte mit Behörden des Herkunftslandes das 
anlassbezogene Widerrufsverfahren zentral.
Im anlassbezogenen Widerrufsverfahren erhält das 
BAMF Kenntnis über eine entsprechende Reise oder 
einen Behördenkontakt, beispielsweise durch die 
Meldung der Bundespolizei. Das BAMF bezieht an-
schließend die zuständige Ausländerbehörde sowie 
die Sicherheitsbehörden mit ein und fragt nach wei-
terführenden Kenntnissen zu möglichen Widerrufs-
gründen. Anschließend sendet es der betreffenden 
Person eine schriftliche Aufforderung zur Stellung-
nahme (§ 73 Abs. 4 Satz 1 AsylG), in der auch die be-
absichtigte Entscheidung über den Widerruf mitgeteilt 
wird. Die schutzberechtige Person hat nach Eingang 
einen Monat Zeit, um sich schriftlich zu äußern. Häu-
fig ziehen Schutzberechtigte zu diesem Zeitpunkt eine 
Anwältin oder einen Anwalt bei. Die verfasste Stel-
lungnahme beinhaltet meist Erläuterungen über die 
Beweggründe für die Reise oder den Kontakt mit Be-
hörden des Herkunftslandes sowie Glaubhaftma-
chungen in Form von unterstützenden Unterlagen 
(z. B. Todesurkunde des verstorbenen Angehörigen). 
Das BAMF prüft die Plausibilität der Stellungnahme 
und bezieht neben den individuellen Gründen auch 
die gesetzlichen Voraussetzungen für einen Wider-
ruf ein. Erfolgt keine schriftliche Stellungnahme durch 
die schutzberechtigte Person innerhalb der gesetzten 
Rückmeldefrist, entscheidet das BAMF nach Akten-
lage. Im Falle eines Widerrufs ergeht ein Widerrufs-
bescheid an die betreffende Person und eine Kopie an 
die Ausländerbehörde. Das BAMF prüft zudem, ob ge-
gebenenfalls auch für Familienangehörige ein eigenes 
Widerrufsverfahren eingeleitet wird. Die betreffende 
Person kann den Widerrufsbescheid wiederum vor 
dem zuständigen Verwaltungsgericht anfechten.
Aufenthaltsrechtliche Folgen des Widerrufs eines 
Schutzstatus
Ein Widerruf des Schutzstatus bedeutet weder die Be-
endigung jedweden Schutzstatus noch die zwingende 
Aufenthaltsbeendigung. So wird beispielsweise im 
Falle eines Widerrufs der Flüchtlingseigenschaft oder 
der Asylberechtigung vom BAMF zunächst geprüft, ob 
die Voraussetzungen für den subsidiären Schutz oder 
die Voraussetzungen eines nationalen Abschiebungs-
verbotes vorliegen (§ 73 Abs. 3 AsylG). Die Ausländer-
behörde prüft anschließend, ob die Voraussetzungen 
für ein asylunabhängiges Aufenthaltsrecht vorliegen. 
Ist das nicht der Fall, kann die Ausländerbehörde auch 
den Aufenthaltstitel widerrufen und die betreffende 
Person sowie gegebenenfalls auch Familienmitglieder 
zur Ausreise auffordern. Kommt die Person der Auf-
forderung nicht nach, können auch Maßnahmen zur 
zwangsweisen Rückkehr eingeleitet werden.
Infografik „Reisen von Schutzberechtigten in ihr 
Herkunftsland“
Die auf den Seiten 40/41 abgebildete Infografik gibt 
einen Überblick zu den individuellen Beweggründen 
für Reisen in das Herkunftsland, zu den Verfahrensab-
läufen, wenn Behörden Kenntnis über eine solche 
Reise erlangen, das Widerrufsverfahren des Schutz-
status, die Mitwirkungspflichten der schutzberechtig-
ten Person sowie die sich unter Umständen ergeben-
den aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen im Falle des 
Widerrufs des Schutzstatus. Die einzelnen Zuständig-
keiten und Abläufe werden ausführlich in den entspre-
chenden Kapiteln der Studie beschrieben und mit Aus-
schnitten der Gesamtinfografik unterlegt.
Die Infografik steht auf der Webseite der Nationalen 
Kontaktstelle des EMN zum Download zur Verfügung: 
www.emn-deutschland.de.
6 Das Europäische Migrationsnetzwerk
Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im 
Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich 
auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 bil-
det die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dauerhafte 
Rechtsgrundlage des EMN, und es wurden nationale 
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (mit Ausnahme Dänemarks, welches Be-
obachterstatus hat) und in Norwegen geschaffen.
Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie die 
Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen 
und vergleichbaren Informationen über Migration und 
Asyl im Hinblick auf eine Unterstützung der Politik in 
diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche Nationale 
Kontaktstelle ist beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle 
gehört die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jährlichen 
Politikberichts „Migration, Integration, Asyl“, die Er-
arbeitung von bis zu vier themenspezifischen Studien, 
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation 
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen 
im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die Natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.
Das Europäische Migrationsnetzwerk
Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primär-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und 
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
ständige Erhebung von Daten und Informationen er-
gänzt. EMN-Studien werden nach einheitlichen Spe-
zifikationen erstellt, um innerhalb der Europäischen 
Union und Norwegens vergleichbare Ergebnisse zu 
erzielen. Um auch begriffliche Vergleichbarkeit zu ge-
währleisten, wurde ein Glossar erstellt, das über die 
nationalen und internationalen EMN-Webseiten zu-
gänglich ist.
Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird 
ein Synthesebericht erstellt, der die wichtigsten Ergeb-
nisse der einzelnen nationalen Berichte zusammen-
fasst und so einen europäischen Überblick erlaubt. 
Dazu kommen themenspezifische Informationsblät-
ter (EMN-Informs), die knapp und präzise ausgewählte 
Themen präsentieren. Das EMN-Bulletin liefert vier-
teljährlich Informationen über die aktuellen Entwick-
lungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Mit dem 
Arbeitsprogramm 2014 wurde des Weiteren die Ar-
beitsgruppe Return Expert Group (REG) eingerichtet. 
Diese beschäftigt sich mit Aspekten der freiwilligen 
Rückkehr, der Reintegration und der zwangsweisen 
Rückführung.
Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der Ge-
neraldirektion Migration und Inneres der Europäischen 
Kommission verfügbar. Die Studien der deutschen Na-
tionalen Kontaktstelle sowie die Syntheseberichte, In-
forms und das Glossar finden sich auch auf der natio-
nalen Webseite: www.emn-deutschland.de.
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11Einleitung
Die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) von 1951 be-
nennt in ihren sogenannten Beendigungsklauseln, 
unter welchen Umständen ein Schutzstatus wie-
der beendet werden kann. Hierunter fallen unter be-
stimmten Bedingungen auch der Kontakt zu Behörden 
des Herkunftslandes sowie Reisen und das Niederlas-
sen im Herkunftsland. Die Beendigungsklauseln sind 
auch in europäisches und nationales Recht umge-
setzt. Bei Kenntnis über Reisen in das Herkunftsland 
wird in Deutschland in der Regel ein Widerrufsverfah-
ren eingeleitet, in dem das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) prüft, ob sich eine schutz-
berechtigte Person durch die Reise erneut unter den 
Schutz des Herkunftsstaates gestellt hat und damit 
den Schutz Deutschlands nicht mehr benötigt, oder ob 
es dringliche und plausible Gründe für die Reise gab 
und nicht davon ausgegangen werden kann, dass es 
zu einer erneuten Unterschutzstellung gekommen ist. 
Es gibt diesbezüglich in Deutschland weit zurückrei-
chende behördliche Erfahrungswerte, ebenso zahlrei-
che Gerichtsurteile – hier allerdings insbesondere noch 
zu Klagefällen gegen das Erlöschen eines Schutzstatus 
bis Mitte 2015 (seither ist bei Reisen in das Herkunfts-
land und Kontakten mit Behörden des Herkunftslan-
des nur noch ein Widerrufsverfahren möglich). So wer-
den in dieser Studie sowohl Umstände erläutert, die 
Reisen in das Herkunftsland sowie Kontakte mit Be-
hörden des Herkunftslandes für die Betroffenen not-
wendig machen und rechtfertigen, als auch Umstände, 
die zum Widerruf des Schutzstatus geführt haben 
(insb. Kapitel 2.5).
Es handelt sich folglich um kein neues Thema, und 
doch ist es in den vergangenen Jahren wiederholt me-
dial aufgegriffen, kontrovers diskutiert und insbeson-
dere in Form von „Urlaubsreisen“ bzw. „Heimatreisen“ 
(Wiebe 2017; Zeit Online 2017) thematisiert worden. 
Anlass waren auch mehrere Kleine Anfragen der Par-
tei AfD (BpB 2017) in verschiedenen Landesparlamen-
ten, in denen Reisen in das Herkunftsland meist mit 
Schlagworten wie „Heimaturlaube“ (Bürgerschaft der 
Freien und Hansestadt Hamburg 2016: 1; Landtag Ba-
den-Württemberg 2017: 1) oder „Heimatreisen“ (Ab-
geordnetenhaus Berlin 2017; Landtag des Saarlandes 
2017: 1) betitelt oder in Verbindung mit „Missbrauch 
des Asylstatus“ gebracht wurden (Niedersächsischer 
Landtag 2018: 1), wodurch der Eindruck erweckt 
wurde, dass Schutzberechtigte, die temporär in ihre 
Herkunftsländer gereist sind, ihren Schutzstatus gene-
rell zu Unrecht in Anspruch nehmen würden.
Auch auf europäischer Ebene wurde das Thema der 
Reisen in das Herkunftsland im Jahr 2018 aufgegriffen, 
nachdem insbesondere die belgische Regierung ver-
stärkte europäische Kooperation beim Datenaustausch 
über Reisen von Schutzberechtigten in die Herkunfts-
länder forderte. Hintergrund ist, dass Schutzberech-
tigte für die Reise in ihre Herkunftsländer mitunter 
Flughäfen in anderen Mitgliedstaaten nutzen und da-
durch solche Reisen für die Behörden des eigentlich 
schutzgewährenden Staates nur eingeschränkt be-
kannt und überprüfbar werden. Solche Reisen über 
andere Staaten können flugbedingte Gründe haben, 
aber unter Umständen auch zum Ziel haben, die Aus-
reisekontrolle in Deutschland zu vermeiden, um eine 
Widerrufsprüfung zu umgehen. Bisher existieren nur 
einzelne bi- und trilaterale Verwaltungskooperationen 
sowie entsprechende Meldekanäle der Grenzpolizei-
behörden, jedoch kein zentrales europäisches Melde-
system für Ausreisen von Schutzberechtigten aus eu-
ropäischen Nachbarländern in ihre Herkunftsländer 
(Europäisches Parlament 2018).
Über die Anzahl von Reisen Schutzberechtigter in 
ihre Herkunftsländer gibt es keine belastbaren Zah-
len. Diverse weitere Gründe können zu einem Wider-
ruf des Schutzstatus führen und stellen laut BAMF 
auch häufiger die relevanten Gründe für einen Wider-
ruf, wie zum Beispiel die Täuschung über die Identität, 
die Annahme der deutschen Staatsbürgerschaft, der 
dauerhafte Fortzug aus Deutschland oder sicherheits-
relevante Erkenntnisse und Straftaten der betreffen-
den Person. Die Widerrufsstatistik des BAMF umfasst 
Widerrufe nur allgemein, so dass diese nicht nach den 
für diese Studie relevanten Gründen der Reise und des 
Niederlassens im Herkunftsland oder den Behörden-
kontakten aufgeschlüsselt werden kann.
Diese Studie beschreibt zunächst den allgemeinen in-
ternationalen, europäischen und nationalen Rechts-
rahmen hinsichtlich der Beendigungsklauseln zum 
Flüchtlingsstatus (Kapitel 2.1) bevor im Speziellen auf 
den Kontakt mit Behörden des Herkunftsstaates (Kapi-
tel 2.2) und auf Reisen ins Herkunftsland (Kapitel 2.4 
und 2.5) eingegangen wird. Die Studie berücksichtigt 
zudem die spezifischen Voraussetzungen des Wider-
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rufs für subsidiär Schutzberechtigte (Kapitel 2.6). Da-
rüber hinaus werden die einzelnen Verfahrensschritte 
im Falle eines Widerrufsverfahrens aufgrund eines 
Behördenkontakts oder einer Reise ins Herkunftsland 
dargestellt. Hierbei werden zunächst die Rahmenbe-
dingungen des Regelwiderrufsverfahrens (Kapitel 3.1) 
sowie aktuelle Entwicklungen hinsichtlich der Mitwir-
kungspflichten der Schutzberechtigten im Widerrufs-
verfahren dargestellt (Kapitel 3.2) als auch die jewei-
ligen Zuständigkeiten und Meldewege der beteiligten 
Behörden sowie die Klagemöglichkeiten der betref-
fenden Person gegen einen Widerrufsbescheid (Kapi-
tel 3.3). Abschließend werden die aufenthaltsrechtli-
chen Konsequenzen eines Widerrufs benannt, da der 
Entzug des Schutzstatus durch das BAMF nicht au-
tomatisch ein Ende des Aufenthalts der betreffenden 
Person bedeutet, über den die zuständige Ausländer-
behörde im Ermessen entscheidet (Kapitel 3.4).
Zentrale Quellen dieser Ausarbeitung waren die ent-
sprechenden Gesetzestexte (u. a. Asylgesetz, RL 
2011/95/EU, RL 2013/32/EU), Kommentare zum 
AsylG, Verwaltungsvorschriften, Handbücher sowie 
Leitfäden des UNHCR und zivilgesellschaftlicher Ak-
teure, Landtagsdrucksachen und Medienberichte. Da-
rüber hinaus wurden Vertreterinnen und Vertreter der 
Bundespolizei und des Fachreferats für Widerrufsver-
fahren im BAMF nach ihren jeweiligen Verantwortlich-
keiten und Verwaltungsabläufen befragt.1
Bei der vorliegenden Ausarbeitung handelt es sich 
um eine Studie im Rahmen des Europäischen Migra-
tionsnetzwerks, die auch in zahlreichen weiteren Mit-
gliedsländern und in Norwegen parallel nach ähnlicher 
Struktur erstellt wird. Die nationalen Beiträge sowie 
ein vergleichender Synthesebericht werden sukzessive 
auf der zentralen Publikationsseite des EMN zum Her-
unterladen bereitgestellt.
1 Ich bedanke mich bei Nicolas Bodenschatz für seine Mitarbeit 
und Recherchen im Rahmen seines Praktikums im Forschungs-
zentrum des BAMF.
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Behördenkontakt und Reisen in das 
Herkunftsland
2
Die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)2 von 1951 ist 
das zentrale Rechtsinstrument des internationalen 
Flüchtlingsschutzes. Sie bestimmt allerdings nicht nur 
Gründe, unter denen Schutzsuchenden der Flücht-
lingsschutz zuerkannt werden soll, sondern benennt 
auch Gründe, die zu einem Verlust der Anerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft führen. Die sogenannten 
Beendigungsklauseln des Artikels 1C Nummern 1 bis 6 
beschreiben Umstände, unter denen „ein Flüchtling 
aufhört, ein Flüchtling zu sein“ und der Flüchtlingssta-
tus beendet wird (UNHCR 2011: 27). 
Laut Handbuch und Richtlinien des Hohen Flücht-
lingskommissariats der Vereinten Nationen (UNHCR) 
über Verfahren und Kriterien zur Feststellung der 
Flüchtlingseigenschaft3 beruhen diese Beendigungs-
klauseln „auf der Überlegung, dass internationaler 
Schutz nicht mehr gewährt werden sollte, wo er nicht 
mehr erforderlich oder nicht mehr gerechtfertigt ist“ 
(UNHCR 2011: 27). Diese Klauseln umfassen auch Vor-
gaben hinsichtlich des Kontakts zu Behörden des Her-
kunftslandes sowie Reisen und das Niederlassen im 
Herkunftsland, die sich auch im europäischen und na-
tionalen Recht wiederfinden.
2.1 Beendigung des Schutz­
status im internationalen, 
europäischen und 
nationalen Recht
Die Beendigungsklauseln nach der GFK umfassen die 
folgenden Gründe:
„Eine Person, auf die die Bestimmungen des Ab-
satzes A zutrifft [sic! Flüchtlingseigenschaft], fällt 
nicht mehr unter dieses Abkommen,
2 Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 
28. Juli 1951 (GFK – Genfer Flüchtlingskonvention).
3 Gemäß dem Abkommen von 1951 und dem Protokoll von 1967 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge.
1.  wenn sie sich freiwillig erneut dem Schutz des 
Landes, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, 
unterstellt; oder
2.  wenn sie nach dem Verlust ihrer Staatsange-
hörigkeit diese freiwillig wiedererlangt hat; 
oder
3.  wenn sie eine neue Staatsangehörigkeit erwor-
ben hat und den Schutz des Landes, dessen 
Staatsangehörigkeit sie erworben hat, genießt; 
oder
4.  wenn sie freiwillig in das Land, das sie aus 
Furcht vor Verfolgung verlassen hat oder au-
ßerhalb dessen sie sich befindet, zurückge-
kehrt ist und sich dort niedergelassen hat; 
oder
5.  wenn sie nach Wegfall der Umstände, aufgrund 
derer sie als Flüchtling anerkannt worden ist, 
es nicht mehr ablehnen kann, den Schutz des 
Landes in Anspruch zu nehmen, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt. Hierbei wird jedoch 
unterstellt, dass die Bestimmung dieser Ziffer 
auf keinen Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des 
Abschnittes A dieses Artikels Anwendung fin-
det, der sich auf zwingende, auf früheren Ver-
folgungen beruhende Gründe berufen kann, um 
die Inanspruchnahme des Schutzes des Landes 
abzulehnen, dessen Staatsangehörigkeit sie be-
sitzt;
6.  wenn es sich um eine Person handelt, die 
keine Staatsangehörigkeit besitzt, falls sie nach 
Wegfall der Umstände, aufgrund derer sie als 
Flüchtling anerkannt worden ist, in der Lage ist, 
in das Land zurückzukehren, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Wohnsitz hat. Dabei wird jedoch 
unterstellt, dass die Bestimmung dieser Ziffer 
auf keinen Flüchtling im Sinne der Ziffer 1 des 
Abschnittes A dieses Artikels Anwendung fin-
det, der sich auf zwingende, auf früheren Ver-
folgungen beruhende Gründe berufen kann, um 
die Rückkehr in das Land abzulehnen, in dem er 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte“ (Arti-
kel 1 C GFK; H. d. A.).
Für diese Studie zentral sind insbesondere Nummern 
1, 2 und 4, da sie unmittelbar einen Behördenkontakt 
und/oder eine Reise in das (und die Niederlassung im) 
Herkunftsland als mögliche Beendigungsgründe des 
Schutzstatus thematisieren.
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Im europäischen Recht sind die Vorgaben der GFK 
hinsichtlich des Kontakts von Schutzberechtigten mit 
Behörden ihres Herkunftsstaates sowie hinsichtlich 
Reisen von Schutzberechtigten in ihre Herkunftsländer 
in zwei Richtlinien geregelt, der sogenannten Quali-
fikationsrichtlinie (RL 2011/95/EU)4 sowie der Asyl-
verfahrensrichtlinie (RL 2013/32/EU)5. Die Qualifika-
tionsrichtlinie unterscheidet in ihren Vorgaben für die 
Aberkennung eines Schutzstatus zwischen anerkann-
ten Flüchtlingen und subsidiär Schutzberechtigten. Die 
Vorgaben für das Erlöschen der Flüchtlingseigenschaft 
lauten wie folgt:
„Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser 
ist nicht mehr Flüchtling, wenn er
a)  sich freiwillig erneut dem Schutz des Landes, 
dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, unter-
stellt oder
b)  nach dem Verlust seiner Staatsangehörigkeit 
diese freiwillig wiedererlangt hat oder
c)  eine neue Staatsangehörigkeit erworben hat 
und den Schutz des Landes, dessen Staatsange-
hörigkeit er erworben hat, genießt oder
d)  freiwillig in das Land, das er aus Furcht vor 
Verfolgung verlassen hat oder außerhalb des-
sen er aus Furcht vor Verfolgung geblieben ist, 
zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen 
hat oder
e)  nach Wegfall der Umstände, aufgrund deren 
er als Flüchtling anerkannt worden ist, es nicht 
mehr ablehnen kann, den Schutz des Landes in 
Anspruch zu nehmen, dessen Staatsangehörig-
keit er besitzt oder
f)  als Staatenloser nach Wegfall der Umstände, 
aufgrund deren er als Flüchtling anerkannt 
wurde, in der Lage ist, in das Land zurückzu-
kehren, in dem er seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hatte.
Bei der Prüfung von Absatz 1 Buchstaben e und f 
haben die Mitgliedstaaten zu untersuchen, ob die 
Veränderung der Umstände erheblich und nicht 
nur vorübergehend ist, so dass die Furcht des 
4 Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerken-
nung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Per-
sonen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen ein-
heitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht 
auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes (Neufassung).
5 Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die 
Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung).
Flüchtlings vor Verfolgung nicht länger als begrün-
det angesehen werden kann.
Absatz 1 Buchstaben e und f finden keine Anwen-
dung auf einen Flüchtling, der sich auf zwingende, 
auf früheren Verfolgungen beruhende Gründe be-
rufen kann, um die Inanspruchnahme des Schutzes 
des Landes, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, 
oder wenn er staatenlos ist, des Landes, in dem er 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, abzuleh-
nen“ (Artikel 11 RL 2011/95/EU; H. d. A.).
Für subsidiär Schutzberechtigte erlischt laut Artikel 16 
der Qualifikationsrichtlinie wiederum der Schutz unter 
den folgenden Bedingungen:
„Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser 
hat keinen Anspruch auf subsidiären Schutz mehr, 
wenn die Umstände, die zur Zuerkennung des sub-
sidiären Schutzes geführt haben, nicht mehr beste-
hen oder sich in einem Maße verändert haben, dass 
ein solcher Schutz nicht mehr erforderlich ist.
Bei Anwendung des Absatzes 1 berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten, ob sich die Umstände so wesent-
lich und nicht nur vorübergehend verändert haben, 
dass die Person, die Anspruch auf subsidiären 
Schutz hat, tatsächlich nicht länger Gefahr läuft, 
einen ernsthaften Schaden zu erleiden.
Absatz 1 findet keine Anwendung auf eine Person, 
der subsidiärer Schutz zuerkannt worden ist, die 
sich auf zwingende, auf früher erlittenem ernst-
haftem Schaden beruhende Gründe berufen kann, 
um die Inanspruchnahme des Schutzes des Landes, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, oder wenn 
sie staatenlos ist, des Landes, in dem sie ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hatte, abzulehnen“ (Artikel 
16 RL 2011/95/EU).
Die Asylverfahrensrichtlinie konkretisiert wiederum die 
Verfahrensvorschriften, die von den Mitgliedstaaten 
zu berücksichtigen sind, wenn sie in Erwägung ziehen, 
international Schutzberechtigten (anerkannte Flücht-
linge und subsidiär Schutzberechtigte) ihren Schutz-
status abzuerkennen. Soll ein internationaler Schutz-
status aberkannt werden, stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, „dass eine Prüfung zur Aberkennung des inter-
nationalen Schutzes einer bestimmten Person einge-
leitet werden kann, wenn neue Elemente oder Er-
kenntnisse zutage treten, die darauf hindeuten, dass 
Gründe für eine Überprüfung der Berechtigung ihres 
internationalen Schutzes bestehen“ (Artikel 44 RL 
2013/32/EU). Die Verfahrensvorschriften sind in Arti-
kel 45 niedergelegt:
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„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Fäl-
len, in denen die zuständige Behörde in Erwägung 
zieht, den internationalen Schutz eines Drittstaats-
angehörigen oder Staatenlosen nach Maßgabe der 
Artikel 14 oder 19 der Richtlinie 2011/95/EU ab-
zuerkennen, die betreffende Person über folgende 
Garantien verfügt:
a)  Sie ist schriftlich davon in Kenntnis zu setzen, 
dass die zuständige Behörde den Anspruch auf 
internationalen Schutz überprüft und aus wel-
chen Gründen eine solche Überprüfung statt-
findet, und
b)  ihr ist in einer persönlichen Anhörung gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b und gemäß den 
Artikeln 14 bis 17 oder in einer schriftlichen Er-
klärung Gelegenheit zu geben, Gründe vorzu-
bringen, die dagegen sprechen, ihr den interna-
tionalen Schutz abzuerkennen.
Darüber hinaus stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 1
a)  die zuständige Behörde in der Lage ist, aus ver-
schiedenen Quellen, wie gegebenenfalls vom 
EASO und dem UNHCR, genaue und aktuelle 
Informationen über die allgemeine Lage in den 
Herkunftsstaaten der betroffenen Personen 
einzuholen, und
b)  wenn die Informationen für die Zwecke der 
Überprüfung des internationalen Schutzes im 
Einzelfall eingeholt werden, diese nicht von den 
Urhebern der Verfolgung oder des ernsthaf-
ten Schadens in einer Weise beschafft werden, 
dass Letztere unmittelbar darüber unterrichtet 
werden, dass es sich bei der betreffenden Per-
son um eine Person mit Anspruch auf internati-
onalen Schutz handelt, deren Status überprüft 
wird, oder dass die körperliche Unversehrtheit 
der Person oder der von ihr abhängigen Perso-
nen oder die Freiheit und Sicherheit ihrer noch 
im Herkunftsstaat lebenden Familienangehöri-
gen gefährdet werden.
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Ent-
scheidung der zuständigen Behörde, den internati-
onalen Schutz abzuerkennen, schriftlich ergeht. Die 
Entscheidung enthält eine sachliche und rechtliche 
Begründung sowie eine schriftliche Rechtsbehelfs-
belehrung. […] 
Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 können 
die Mitgliedstaaten beschließen, dass der inter-
nationale Schutz im Falle eines eindeutigen Ver-
zichts der Person mit Anspruch auf internationalen 
Schutz auf ihre Anerkennung als solche von Rechts 
wegen erlischt. Ein Mitgliedstaat kann auch vor-
sehen, dass der internationale Schutz von Rechts 
wegen erlischt, wenn die Person mit Anspruch auf 
internationalen Schutz die Staatsangehörigkeit 
dieses Mitgliedstaats erworben hat“ (Artikel 45 RL 
2013/32/EU).
Die Vorgaben der GFK sowie der Qualifikationsricht-
linie für die Aberkennung eines Schutzstatus bei Kon-
takt mit Behörden des Herkunftslandes sowie Reisen 
in das Herkunftsland sind im deutschen Recht in § 72 
AsylG6 umgesetzt, der verschiedene sogenannte Erlö-
schensgründe aufführt:
„Die Anerkennung als Asylberechtigter und die Zu-
erkennung der Flüchtlingseigenschaft erlöschen, 
wenn der Ausländer
1.  sich freiwillig durch Annahme oder Erneue-
rung eines Nationalpasses oder durch sonstige 
Handlungen erneut dem Schutz des Staates, 
dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, unter-
stellt,
1a.  freiwillig in das Land, das er aus Furcht vor 
Verfolgung verlassen hat oder außerhalb des-
sen er sich aus Furcht vor Verfolgung befindet, 
zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen 
hat,
2.  nach Verlust seiner Staatsangehörigkeit diese 
freiwillig wiedererlangt hat,
3.  auf Antrag eine neue Staatsangehörigkeit er-
worben hat und den Schutz des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit er erworben hat, genießt 
oder
4.  auf sie verzichtet oder vor Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung des Bundesam-
tes den Antrag zurücknimmt.
Der Ausländer hat einen Anerkennungsbescheid 
und einen Reiseausweis unverzüglich bei der Aus-
länderbehörde abzugeben“ (§ 72 AsylG).
Das Erlöschen im nationalen Recht bedarf allerdings 
keines Verwaltungsverfahrens, sondern stellt ein au-
tomatisches Erlöschen kraft Gesetzes dar, wenn die 
Voraussetzungen der genannten Erlöschensgründe 
zutreffen. Demzufolge würde der Schutzstatus erlö-
6 Der Beendigungsgrund des Kontakts mit Behörden des Her-
kunftslandes ist in § 72 Abs. 1 Nr. 1 AsylG benannt, wodurch Ar-
tikel 11 Abs. 1 Buchstabe a) der RL 2011/95/EU umgesetzt wird, 
der wiederum Artikel 1 C Nr. 1 der GFK nachgebildet ist (vgl. 
Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 5). Der zweite Beendigungsgrund, 
Reisen in das Herkunftsland, ist in § 72 Abs. 1 Nr. 1a bestimmt 
und setzt Artikel 11 Abs. 1 Buchstabe d) der RL 2011/95/EU um, 
der wiederum Artikel 1 C Nr. 4 der GFK nachbildet (vgl. Marx 
2017: AsylG § 72 Rn. 5).
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schen, wenn die jeweilige Ausländerbehörde feststellt, 
dass einer der oben genannten Erlöschensgründe vor-
liegt (52.1.4.2 AVwV-AufenthG). Dieser Automatismus 
des Erlöschens widerspricht allerdings in den für diese 
Studie relevanten Fallkonstellationen (Behördenkon-
takt und Reisen in das Herkunftsland) den Verfahrens-
vorschriften des Artikels 45 Abs. 5 der EU-Asylver-
fahrensrichtlinie (RL 2013/32/EU). Demnach kann ein 
Schutzstatus nur „im Falle eines eindeutigen Verzichts 
der Person mit Anspruch auf internationalen Schutz 
auf ihre Anerkennung als solche von Rechts wegen“ 
erlöschen. Ein Erlöschenstatbestand liegt somit nur 
noch im Falle der Annahme der deutschen Staatsan-
gehörigkeit (§ 72 Abs. 1 Nr. 3 AsylG) und des eindeuti-
gen Verzichts auf den Schutzstatus durch die schutz-
berechtigte Person selbst vor (§ 72 Abs. 1 Nr. 4 AsylG). 
Bei den weiteren Erlöschenstatbeständen (§ 72 Abs. 1 
Nr. 1, 1a und 2 AsylG) handelt es sich entgegen des 
Wortlautes des § 72 Abs. 1 AsylG nicht um ein kraft 
Gesetzes Erlöschen der Asylberechtigung und/oder 
der Flüchtlingseigenschaft. Es liegt kein ‚eindeutiger 
Verzicht‘ vor. Dies betrifft die in dieser Studie relevan-
ten Tatbestände des Kontakts zu Behörden des Her-
kunftslandes sowie Reisen in das Herkunftsland, für 
die laut Asylverfahrensrichtlinie nunmehr sicherzu-
stellen ist, dass eine individuelle Prüfung der Aberken-
nung eingeleitet werden kann.
Da EU-Richtlinien – sofern nicht anders bestimmt 
– in der Regel innerhalb von zwei Jahren in nationa-
les Recht umzusetzen sind und anschließend auch 
ohne nationale Umsetzung bindende Wirkung ent-
falten, sind die Vorgaben der Asylverfahrensrichtli-
nie in Deutschland seit Ende Juli 2015 anzuwenden. 
Aus diesen Gründen greifen für die benannten Tat-
bestände nicht mehr die Erlöschensgründe nach § 72 
Abs. 1 Nr. 1 und 1a AsylG, sondern die Vorgaben des 
Widerrufsverfahrens nach § 73 AsylG gelten, wie es 
auch gängige Praxis des BAMF ist (s. u.). Für subsidiär 
Schutzberechtigte gelten wiederum die Vorgaben des 
Widerrufs des subsidiären Schutzes nach § 73b AsylG 
und im Falle des Widerrufs eines nationalen Abschie-
bungsverbotes die Vorgaben des § 73c AsylG.
Auf verwaltungspraktischer Ebene hat dies konkrete 
Auswirkungen auf die Arbeit von Ausländerbehörden 
und des BAMF, wie das Sächsische Innenministerium 
beispielhaft ausführt:
„Seit dem 21. Juli 2015 gilt die Asylverfahrensricht-
linie mangels nationalen Umsetzungsakts unmit-
telbar, so dass seit dem 21. Juli 2015 auch keine 
(deklaratorischen) Feststellungsbescheide durch 
die Ausländerbehörden auf der Grundlage des § 72 
Abs. 1 Nr. 1 AsylG getroffen werden. Sofern die 
Asylverfahrensrichtlinie unmittelbar gilt, müssen 
die Ausländerbehörden seit dem 21. Juli 2015 das 
BAMF über vorliegende Erkenntnisse, die einen 
Widerruf des Schutzstatus rechtfertigen könnten, 
informieren“ (Sächsisches Staatsministerium des 
Innern 2018: 2).
Das BAMF hat anschließend im Widerrufsverfahren im 
Einzelfall zu prüfen, ob die Voraussetzungen für einen 
Widerruf vorliegen (vgl. Kapitel 3.3).
Anders als bei den Gründen für ein Erlöschen blei-
ben die Vorgaben zum Widerruf im Asylgesetz weniger 
konkret. So ist die Asylberechtigung oder die Flücht-
lingseigenschaft „unverzüglich zu widerrufen, wenn 
die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Dies 
ist insbesondere der Fall, wenn der Ausländer nach 
Wegfall der Umstände, die zur Anerkennung als Asyl-
berechtigter oder zur Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft geführt haben, es nicht mehr ablehnen 
kann, den Schutz des Staates in Anspruch zu nehmen, 
dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, oder wenn er als 
Staatenloser in der Lage ist, in das Land zurückzukeh-
ren, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 
Satz 2 gilt nicht, wenn sich der Ausländer auf zwin-
gende, auf früheren Verfolgungen beruhende Gründe 
berufen kann, um die Rückkehr in den Staat abzuleh-
nen, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder in dem 
er als Staatenloser seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte“ (§ 73 Abs. 1 AsylG).
Der subsidiäre Schutz7 ist wiederum zu widerrufen,  
„wenn die Umstände, die zur Zuerkennung des subsi-
diären Schutzes geführt haben, nicht mehr bestehen 
oder sich in einem Maß verändert haben, dass ein sol-
cher Schutz nicht mehr erforderlich ist. § 73 Absatz 1 
Satz 3 gilt entsprechend“ (§ 73b Abs. 1 Satz 1 AsylG8).
Zwar sind Kontakte mit Behörden des Herkunftslan-
des oder eine Reise in das Herkunftsland nicht expli-
zit unter den Widerrufsgründen aufgelistet, sie stellen 
für anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte je-
doch mögliche Widerrufsgründe dar (zu den besonde-
ren Voraussetzungen bei subsidiär Schutzberechtigten 
vgl. Kapitel 2.6). In diversen Gerichtsverfahren zu Kla-
gen gegen das Erlöschen eines Schutzstatus wurden 
in der vergangenen Jahren und Jahrzehnten die Erlö-
schenstatbestände explizit überprüft und dokumen-
tiert, unter welchen Umständen ein Erlöschen berech-
7 Ein nationales Abschiebungsverbot wird wiederum widerrufen, 
„wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen“ (§ 73c Abs. 2 
AsylG).
8 Mit § 73b AsylG werden die Vorgaben des Artikels 16 der EU-
Qualifikationsrichtlinie (RL 2011/95/EU) umgesetzt.
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tigt oder nicht berechtigt war. Sie werden nun bei der 
Beurteilung von Widerrufsgründen im Widerrufsver-
fahren seitens des BAMF herangezogen (vgl. zur Beur-
teilung eines Kontaktes mit Behörden des Herkunfts-
landes Kapitel 2.2 und zu Reisen in das Herkunftsland 
Kapitel 2.5).
Da die bindende Wirkung der Asylverfahrensrichtli-
nie erst wenige Jahre besteht und eine Anpassung der 
Vorgaben in Hinblick auf die Erlöschensgründe in § 72 
AsylG bisher nicht erfolgt ist, beziehen sich viele der 
im Folgenden zitierten Passagen aus Leitfäden, Ge-
richtsurteilen und Kommentaren zum AsylG noch auf 
die Erlöschensgründe, wobei die Ausführungen auf die 
Widerrufsprüfung übertragen werden können, wie sich 
beispielsweise auch das BAMF bei der Widerrufsprü-
fung an den Kommentaren und Gerichtsurteilen zum 
Erlöschen von Schutzstatus orientiert. Zur besseren 
Lesbarkeit wird darauf nicht an jeder Stelle, wo vom 
‚Erlöschen‘ die Rede ist, gesondert hingewiesen.
2.2 Kontakt zu Behörden des 
Herkunftslandes
Wenn eine schutzberechtigte Person den Kontakt zu 
einer Behörde des Herkunftslandes sucht, kann dies 
die Absicht andeuten, den Schutz des Herkunftslan-
des erneut in Anspruch zu nehmen, was ein Widerrufs-
verfahren nach sich ziehen kann (§§ 73 Abs. 1 Satz 1 
i. V. m. § 72 Abs. 1 Nr. 1 AsylG). Der Behördenkontakt 
kann dabei sowohl im Aufnahmeland – hier etwa die 
Auslandsvertretung des Herkunftslandes in Deutsch-
land –, in einem Drittstaat oder im Herkunftsland er-
folgen.
2.2.1 Beurteilung des Kontakts mit Behörden 
des Herkunftslandes als Widerrufsgrund
Bei der Beurteilung, ob es sich bei dem Kontakt mit 
Behörden des Herkunftslandes um einen Widerrufs-
grund handelt, sind verschiedene Aspekte zu berück-
sichtigen, so etwa die Freiwilligkeit9 der Handlung und 
die Absicht der schutzberechtigten Person, sich bei-
spielsweise durch die Erneuerung von Ausweisdoku-
9 „Die Feststellung des Verlustes setzt voraus, dass die Handlung 
des Flüchtlings freiwillig erfolgt. Dies setzt eine freie und be-
wusste Willensbildung und -betätigung voraus, an der es fehlt, 
wenn der Flüchtling im maßgeblichen Zeitpunkt der Willens-
betätigung unzurechnungsfähig ist (Nieders. OVG, EZAR NF 68 
Nr. 1)“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 3; H. i. O.).
menten tatsächlich dem Schutz des Staates erneut zu 
unterstellen, so dass nach Form und Grund des Behör-
denkontakts unterschieden werden muss:
„Deshalb scheiden die üblichen, rein technischen 
Formen der Kontaktaufnahme, wie z.B. Anfragen 
nach Schulzeugnissen oder beruflichen Nachwei-
sen, Identitäts- und anderen Personaldokumenten 
als Anzeichen auf eine beabsichtigte Schutzunter-
stellung aus, weil diese durch bloße Notwendig-
keiten, nicht aber vom Wunsch auf Wiedererlan-
gung des Schutzes beeinflusst werden (Rdn. 3 f.). 
Lediglich Routinekontakte zur Vertretung des Her-
kunftslandes, um bestimmte Nachweise zu perso-
nenstandsrechtlichen oder Ausbildungszwecken 
zu erlangen, bedeuten keine Schutzunterstellung 
(Hathaway, The Law of Refugee Status, 1991, S. 
193). Der Rechtsverlust tritt nicht bei der Erwir-
kung von Amtshandlungen einer Auslandsvertre-
tung des Herkunftslandes ein, die sich in einem 
einmaligen, für die Beziehung zu diesem Land un-
erheblichen Vorgang erschöpfen. Vorübergehende, 
rein »technische Kontakte« zu derartigen Stellen 
ändern nichts an der fortbestehenden Schutzbe-
dürftigkeit des Flüchtlings, der sich in Wahrheit 
dem Herkunftsland nicht wieder zugewandt hat 
(BVerwG 89, 231, 237 = EZAR 211 Nr. 3 = NVwZ 
1992, 679 [BVerwG 02.12.1991 - 9 C 126/90]; 
Funke-Kaiser, in: GK-AsylVfG, II - § 72 Rn. 23; 
Hailbronner, AuslR B 2 § 72 AsylVfG Rn. 12). Diese 
Kontakte können durch Umstände, auf die der 
Flüchtling keinen Einfluss hat, erforderlich werden. 
So kann er z.B. gezwungen sein, die Scheidung in 
seinem Herkunftsland zu betreiben, da andernfalls 
die Scheidung international nicht anerkannt wird. 
Eine derartige Handlung kann nicht als »freiwil-
lige Wiederinanspruchnahme des Schutzes« ange-
sehen werden und bewirken, dass der Flüchtlings-
status erlischt (UNHCR, Handbuch über Verfahren 
und Kriterien zur Feststellung der Flüchtlingsei-
genschaft, 1979, Rn. 110)“ (Marx 2017: AsylG § 72 
Rn. 9f., H. i. O.; vgl. auch Müller 2016: AsylVfG § 72 
Rn. 10; Eichler 2016: 97f.).
Laut einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) ist auch für den Fall, dass eine schutzbe-
rechtigte Person „vor einer Auslandsvertretung seines 
Heimatstaates in Deutschland die Ehe schließt und zu 
diesem Zweck die Geltungsdauer seines Nationalpas-
ses verlängern lässt“, nicht davon auszugehen, dass 
sich die betreffende Person „damit erneut unter den 
Schutz seines Heimatstaates begeben hätte“ (BVerwG 
1991: 9 C 126/90: 8; vgl. auch Erbs/Kohlhaas/Hada-
mitzky/Senge 2018: AsylG § 72 Rn. 2). Begründend 
heißt es im Urteil des BVerwG:
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„Nicht anders ist der vorliegende Fall einer kon-
sularischen Eheschließung zu beurteilen. Ebenso 
wie die bloße Inanspruchnahme einer Dienstleis-
tung der Auslandsvertretung des Heimatstaates 
zur Überwindung bürokratischer Hindernisse für 
Amtshandlungen von Behörden der Bundesrepu-
blik den Tatbestand des § 15 AsylVfG nicht erfüllt, 
tritt der Asylrechtsverlust auch nicht bei der Erwir-
kung von Amtshandlungen in einer Botschaft oder 
einem Konsulat des Verfolgerlandes ein, die sich in 
einem einmaligen, für die Beziehungen zu diesem 
Land unerheblichen Vorgang erschöpfen. Vorüber-
gehende rein ‚technische’ Kontakte zu Amtsstellen 
des Verfolgerstaates ändern nichts an der fortbe-
stehenden Schutzbedürftigkeit eines Ausländers, 
der sich in Wahrheit dem Heimatstaat nicht wie-
der zugewendet hat. Die Asylberechtigung erlischt 
vielmehr erst dann, wenn der Ausländer die recht-
lichen Beziehungen zu seinem Heimatstaat dau-
erhaft wiederherstellt. § 15 AsylVfG entzieht das 
Asylrecht demjenigen, der sich den diplomatischen 
Schutz gleichsam ‚auf Vorrat’ sichert, ohne daß die 
Erledigung bestimmter administrativer Angelegen-
heiten ihn hierzu nötigt, oder der sich sonst ‚ohne 
Not’ wieder in dessen schützende Hand begibt. 
Entscheidend ist, ob aus dem Verhalten des Asyl-
berechtigten auf eine veränderte Einstellung zum 
Heimatstaat geschlossen werden kann. Einer Paß-
ausstellung und -verlängerung oder einer ähnli-
chen Handlung kommt lediglich eine Indizwirkung 
dahin zu, daß sich der Betreffende wieder unter 
den Schutz seines Heimatstaates stellen will. Es 
kann jedoch der äußere Geschehensablauf dieser 
Indizwirkung entgegenstehen. Hierzu ist auf die 
Umstände des Einzelfalles abzustellen. Lassen sich 
aus dem Verhalten des Asylberechtigten Anhalts-
punkte dafür ableiten, daß mit der Paßverlänge-
rung keine Wiedererlangung des vollen diplomati-
schen Schutzes bezweckt war, so fehlt es an dieser 
weiteren subjektiven Voraussetzung für das Erlö-
schen der Asylberechtigung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 
AsylVfG (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. April 1964 - 
BVerwG 1 C 31.61)“ (BVerwG 1991: 9 C 126/90: 10).
Anders verhält es sich, wenn eine schutzberechtigte 
Person nicht nur ihren Pass verlängert, sondern ihre 
frühere Staatsangehörigkeit erneut beantragt oder 
auch sonstigen diplomatischen Schutz in Anspruch 
nimmt. Das Bundesverwaltungsgericht stellte be-
reits in einem Urteil von 1991 fest, dass „[s]obald der 
politisch Verfolgte seine verlorengegangene frühere 
Staatsangehörigkeit zurückerlangt oder sich in sons-
tiger Weise dem diplomatischen Schutz seines Hei-
matstaates unterstellt oder eine neue Staatsangehö-
rigkeit erworben hat (§ 15 Abs. 1 Nrn. 1-3 AsylVfG), 
[…] er die ‚juristische Ersatzheimat‘ nicht mehr [be-
nötigt], die ihm die Bundesrepublik bietet“ (BVerwG 
1991: 9 C 126/90: 6). Ein Hilfegesuch einer schutzbe-
rechtigten Person an die Behörden des Herkunftsstaa-
tes kann somit unter Berufung auf die Staatsangehö-
rigkeit des Staates eine erneute Unterschutzstellung 
darstellen. Wenn sich beispielsweise eine Person mit 
der Bitte „um finanzielle Hilfen zur Überbrückung von 
Notsituationen (z. B. nach Diebstahl) in Deutschland 
oder in einem Drittstaat“ an die Behörden des Her-
kunftsstaates wendet, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt, stellt die „Leistung solcher Hilfe in Erfüllung 
der staatl[ichen] Fürsorgepflicht gegenüber eigenen 
StAng [Staatsangehörigen]“ im Sinne des § 72 Abs. 1 
Nr. 1 AsylG eine erneute Unterschutzstellung dar. „Es 
genügt aber nicht der bloße Versuch, Schutz zu erhal-
ten; dieser muss auch bereitgestellt werden. Der Weg-
fall subjektiver Verfolgungsfurcht allein beseitigt noch 
nicht die objektive Verfolgungsgefahr; dies kann erst 
angenommen werden, wenn der Staat den erbetenen 
Schutz auch gewährt“ (Bergmann/Dienelt/Bergmann 
2016: AsylG § 72 Rn. 13).
Wird eine schutzberechtigte Person10 hingegen „von 
einer deutschen Behörde (z. B. Ausländerbehörde oder 
Standesamt) aufgefordert, sich zwecks Passbeschaf-
fung an die Botschaft zu wenden und kommt sie die-
ser Aufforderung nach, greift der Erlöschenstatbe-
stand [heute: Widerrufstatbestand, A. d. A.] nicht. Zwar 
kann die Passbeantragung bzw. die Erneuerung des 
Nationalpasses ein mögliches Indiz dafür sein, dass 
der Flüchtling sich erneut unter den Schutz des Lan-
des seiner Staatsangehörigkeit stellen möchte, aller-
dings […] kann die Beschaffung von Dokumenten von 
den Behörden seines Heimatlandes, – z. B. die Be-
schaffung von Geburts- oder Heiratsurkunden und 
die Inanspruchnahme ähnlicher Dienste – allein nicht 
als erneute Inanspruchnahme des Schutzes angese-
hen werden‘ [UNHCR-Handbuch, Rn. 119]“ (Eichler 
2016: 97).
Auch ist bei der Beurteilung eines Kontakts mit Behör-
den des Herkunftslandes zu differenzieren, ob es sich 
bei den Schutzberechtigten um staatlich verfolgte Per-
10 „Bei der Prüfung ist zwischen Asylsuchenden und anerkannten 
Flüchtlingen zu differenzieren. Asylsuchende erhalten zunächst 
keinen Reiseausweis und werden häufig gezwungen, die Verlän-
gerung der Geltungsdauer des Reiseausweises bei der konsulari-
schen Vertretung zu beantragen. Hier kann von vornherein keine 
Freiwilligkeit oder ein Wille auf Schutzunterstellung angenom-
men werden. Hingegen erhalten anerkannte Flüchtlinge einen 
internationalen Reiseausweis nach Art. 28 GFK (vgl. auch Art. 
25 Abs. 1 RL 2011/95/EU), der ihnen einen gesicherten inter-
nationalen Rechtsstatus und im Einzelnen aufgeführte Rechte 
in ihrem gewöhnlichen Aufnahmeland, aber auch auf Reisen in 
andere Länder sichert […]“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 14).
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sonen handelt oder nicht. So führt laut Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts „selbst die Annahme oder Ver-
längerung des Nationalpasses […] nicht in jedem Fall 
ohne weiteres zum Erlöschen des Asylrechts. Das gilt 
beispielsweise für einen von regional begrenzter Grup-
penverfolgung11 Betroffenen, dessen Schutz in ande-
ren Landesteilen vom Heimatstaat nicht hinlänglich 
gewährt wird, weshalb dem Staat die Gruppenverfol-
gung zuzurechnen ist. Dieser Personenkreis […] verliert 
den diplomatischen Schutz seines Heimatlandes in der 
Regel nicht, so daß ein ‚erneutes‘ Unterschutzstellen 
begrifflich ausscheidet“ (BVerwG 1991: 9 C 126/90: 9).
2.2.2 Herausforderungen der Beurteilung
Die Herausforderung bei der Widerrufsprüfung im 
Falle eines Kontakts mit Behörden des Herkunftslan-
des liegt insbesondere darin, zu bestimmen, ob der 
Kontakt eine Wiederinanspruchnahme des Schut-
zes des Herkunftsstaates begründet. Die Bearbeitung 
und Prüfung erfolgt im BAMF dabei im Einzelfall und 
auf Basis geltender Rechtsprechung der vergange-
nen Jahre und Jahrzehnte (insbesondere die Recht-
sprechung zum Erlöschen von Schutzstatus), interner 
Dienstanweisungen sowie auf Basis der entsprechen-
den Kommentare zum AsylG und des Handbuchs und 
der Richtlinien des UNHCR über Verfahren und Kri-
terien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaften 
(UNHCR 2011). Eine große Herausforderung besteht 
für das BAMF derzeit darin, dass aufgrund der starken 
Fluchtmigration der vergangenen Jahre und der daraus 
resultierenden hohen Anzahl von Bescheiden in den 
kommenden Jahren Hunderttausende Regelwiderrufs-
überprüfungen (vgl. Kapitel 3.1 und 3.2) vorgenommen 
werden müssen. Daher muss mehr Personal in diese 
Verfahren eingebunden und qualifiziert werden.
11 „Die Gefahr eigener Verfolgung für einen Ausländer, der die 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 AsylVfG i.V.m. 
§ 60 Abs. 1 AufenthG begehrt, kann sich nicht nur aus gegen ihn 
selbst gerichteten Maßnahmen ergeben (anlassgeprägte Einzel-
verfolgung), sondern auch aus gegen Dritte gerichteten Maß-
nahmen, wenn diese Dritten wegen eines asylerheblichen Merk-
mals verfolgt werden, das er mit ihnen teilt, und wenn er sich 
mit ihnen in einer nach Ort, Zeit und Wiederholungsträchtigkeit 
vergleichbaren Lage befindet (Gefahr der Gruppenverfolgung)“ 
(BVerwG 2009: 10 C 11.08 Rn. 13).
2.3 Berechtigung zu 
Auslandsreisen allgemein
Schutzberechtigte, die von staatlichen Akteuren des 
Herkunftslandes Verfolgung befürchten müssen, kön-
nen nicht oder nur unter Risiken den Kontakt mit Be-
hörden dieses Staates aufnehmen und somit in der 
Regel auch keinen Reiseausweis beantragen. Aus die-
sem Grund werden Schutzberechtigten Passersatzpa-
piere vom aufnehmenden Staat ausgestellt, die ihnen 
die gleichberechtigte Bewegungsfreiheit (u. a. Reisen 
ins Ausland) gewährleisten, wie sie anderen Dritt-
staatsangehörigen zusteht, die sich legal im Land 
aufhalten (Artikel 28 GFK und Artikel 33 Abs. 1 RL 
2011/95/EU). 
Für das europäische Ausland bedeutet dies, dass in-
nerhalb des Schengenraums die visumfreie Reise in 
einem Zeitraum von sechs Monaten für bis zu drei Mo-
nate erlaubt ist. Für die Reise in einen Drittstaat be-
darf es gegebenenfalls zusätzlich eines Visums, das die 
Schutzberechtigten regulär bei den jeweiligen Aus-
landsvertretungen des Zielstaates beantragen können. 
Zudem sind Reisen in Drittstaaten in der Regel auf 
Staaten begrenzt, die die Genfer Flüchtlingskonven-
tion unterzeichnet haben und damit auch Passersatz-
papiere für Schutzberechtigte anerkennen. Reisen in 
das Herkunftsland sind hingegen in der Regel ausge-
schlossen. Die Voraussetzungen zur Erteilung von Pas-
sersatzpapieren unterscheiden sich wiederum je nach 
Status der Personen.
2.3.1 Anerkannte Flüchtlinge und 
Asylberechtigte
Anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte erhalten 
zusammen mit ihrem Aufenthaltstitel einen ‚Reise-
ausweis für Flüchtlinge‘ (auch ‚Konventionspass‘ oder 
‚Blauer Pass‘12 genannt). Im deutschen Recht ent-
spricht dieser einem Passersatzpapier für Ausländer 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 1 Abs. 3 AufenthV, das 
mit einer Gültigkeitsdauer von bis zu drei Jahren aus-
gestellt wird. Der Reiseausweis für Flüchtlinge wird 
auch ‚Konventionspass’ genannt, weil es sich um ein 
Passersatzpapier handelt, das auf Artikel 28 der Gen-
fer Flüchtlingskonvention zurückgeht. Die mittlerweile 
über 140 Unterzeichnerstaaten der GFK verpflich-
ten sich, Flüchtlingen Reiseausweise auszustellen, 
die „ihnen Reisen außerhalb dieses Gebietes gestat-
12 Der Passersatz wird in Deutschland auch ‚Blauer Pass‘ genannt, 
weil er in einem blauen Umschlag ausgestellt wird.
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ten, es sei denn, dass zwingende Gründe der öffent-
lichen Sicherheit oder Ordnung entgegenstehen“ 
(Artikel 28 Abs. 1 Satz 1 GFK; auch Artikel 25 Abs. 1 
RL 2011/95/EU).
Eine Einschränkung der Reisefreiheit besteht aller-
dings für Personen, die Leistungen nach SGB II und 
SGB III beziehen, was in der Regel auf erwerbslose 
anerkannte Flüchtlinge, Asylberechtigte und subsidiär 
Schutzberechtigte zutrifft. Sofern es sich bei ihnen um 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach § 7 Abs. 4a 
SGB II handelt, erhalten sie keine Leistungen mehr, 
wenn sie sich ohne Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) und der lokalen Jobcenter „außerhalb 
des zeit- und ortsnahen Bereichs aufhalten und des-
halb nicht für die Eingliederung in Arbeit zur Verfü-
gung stehen“ (§ 7 Abs. 4a Satz 1 SGB II). Die Zustim-
mung zur Abwesenheit ist zu erteilen, „wenn für den 
Aufenthalt außerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs 
ein wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung in 
Arbeit nicht beeinträchtigt wird“ (§ 7 Abs. 4a Satz 2 
SGB II; solche Gründe sind z. B. ärztliche Versorgung, 
kirchliche oder gewerkschaftliche Zwecke). Wenn kein 
wichtiger Grund vorliegt, kann die Zustimmung nach 
pflichtgemäßem Ermessen erteilt werden, wenn die 
Eingliederung in die Arbeit nicht beeinträchtigt wird 
(§ 7 Abs. 4a Satz 4 SGB II). In letzterem Fall soll die 
Abwesenheit „in der Regel insgesamt drei Wochen im 
Kalenderjahr nicht überschreiten“ (§ 7 Abs. 4a Satz 5 
SGB II). Schutzberechtigte, die Leistungen nach SGB II 
beziehen, können sich folglich nur bis zu drei Wo-
chen im Kalenderjahr außerhalb des Zuständigkeits-
bereichs des lokalen Jobcenters aufhalten und müssen 
sich diese zudem von dieser im Vorhinein genehmigen 
lassen, wenn sie ihren Anspruch auf Sozialleistungen 
nicht verlieren möchten. Eine Angabe des Zielortes für 
den geplanten Urlaub wird von der BA hierbei nicht 
verlangt.
2.3.2 Subsidiär Schutzberechtigte
Subsidiär Schutzberechtigten, die keinen nationalen 
Pass erhalten können, sind laut europäischer Qualifi-
kationsrichtlinie von den zuständigen Behörden „Do-
kumente für Reisen außerhalb ihres Hoheitsgebietes“ 
auszustellen, „es sei denn, dass zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung dem 
entgegenstehen“ (Artikel 25 Abs. 2 RL 2011/95/EU). 
Eine subsidiär schutzberechtigte Person hat keinen 
Anspruch auf einen ‚Reiseausweis für Flüchtlinge‘, al-
lerdings kann ihr ein ‚Reiseausweis für Ausländer‘ aus-
gestellt werden, wenn die betreffende Person „nach-
weislich keinen Pass oder Passersatz besitzt und ihn 
nicht auf zumutbare Weise erlangen kann“ (§ 5 Abs. 1 
AufenthV). Die Gültigkeit des Reiseausweises für Aus-
länder darf die Gültigkeit des Aufenthaltstitels nicht 
überschreiten. Wie auch beim Reiseausweis für Flücht-
linge ist im Reiseausweis unter dem räumlichen Gel-
tungsbereich zu vermerken, dass der Reiseausweis 
nicht für das Herkunftsland des Ausländers gilt (SMBI 
NRW 2018).
Die zeitlichen Beschränkungen (drei Wochen) für eine 
räumliche Abwesenheit von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten nach SGB II gelten gleichermaßen 
für subsidiär Schutzberechtigte wie für anerkannte 
Flüchtlinge und Asylberechtigte (§ 7 Abs. 4a Satz 5 
SGB II; vgl. Kapitel 2.3.1).13
2.4 Reisen in das Herkunftsland 
im Speziellen
Während Auslandsreisen insbesondere für anerkannte 
Flüchtlinge, Asylberechtigte und subsidiär Schutzbe-
rechtigte prinzipiell erlaubt sind und durch die Aus-
stellung von Passersatzpapieren ermöglicht werden, 
kann eine Reise in das Herkunftsland und die dortige 
Niederlassung zu einer Widerrufsprüfung des Schutz-
status und gegebenenfalls zu einem Widerruf und 
einer Aufenthaltsbeendigung führen (Abbildung 1). 
Dieses Kapitel klärt die Rahmenbedingungen für Rei-
sen in das Herkunftsland von Schutzberechtigten.
13 Mit einer Duldung (auch einer Ausbildungsduldung) sind Rei-
sen ins Ausland grundsätzlich untersagt. Im Einzelfall kann die 
Ausländerbehörde eine Sondergenehmigung für Auslandsreisen 
erteilen. Ohne Genehmigung führt eine Ausreise während der 
Duldung zu ihrem Erlöschen. Eine Ausnahme von der Regel 
betrifft Schülerinnen und Schüler mit einer Duldung. Für sie sind 
Auslandsreisen im Rahmen einer Schülergruppe in Begleitung 
einer Lehrkraft einer allgemein bildenden oder berufsbilden-
den inländischen Schule möglich. Hierfür müssen sie auf einer 
‚Schülersammelliste‘ vermerkt werden, die von der zuständigen 
Ausländerbehörde geprüft wird und die in der Liste vermerkt, 
dass die Abschiebung der geduldeten Schülerinnen und Schüler 
auch nach der Wiedereinreise weiter ausgesetzt ist (§ 22 Abs. 2 
AufenthV). In diesem Fall erlischt die Duldung bei Ausreise 
nicht. Personen, die sich noch im Asylverfahren befinden und 
über eine Aufenthaltsgestattung verfügen, sind in der Regel 
nicht reiseberechtigt und benötigen eine Verlassenserlaubnis der 
zuständigen Ausländerbehörde (§ 58 Abs. 1 Sätze 1 und 2 AsylG). 
Diese Vorgaben gelten auch für die Erlaubnis einer Auslandsrei-
se. Ein Verlassen des Landes ohne vorherige Erlaubnis führt in 
der Regel zur Einstellung des Asylverfahrens. Für Schülerinnen 
und Schüler gelten bei Auslandsschulreisen ebenfalls die Aus-
nahmeregelungen nach § 22 Abs. 2 AufenthV.
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2.4.1 Vorabmeldung, Genehmigung und 
Untersagung
Ein Zwang zur Meldung einer Reise in das Herkunfts-
land besteht für Schutzberechtigte nicht. Auch aus Be-
hördensicht besteht „für eine generelle behördliche 
Verhinderung von Reisen in die Herkunftsländer keine 
Rechtsgrundlage und damit auch keine Möglichkeit 
der Versagung durch die Ausländerbehörden“ (Bürger-
schaft der Freien und Hansestadt Hamburg 2016: 1f.). 
Bisweilen erreichen das BAMF Anfragen von Schutz-
berechtigten, ob ihnen eine Reise in das Herkunftsland 
vorab genehmigt werden könne bzw. vorab zugesi-
chert werden könne, dass kein Widerrufsverfahren ein-
geleitet wird, weil es sich um triftige und glaubhafte 
Gründe für die Reise handelt. Für eine solche Zusage 
fehlt es allerdings an einer gesetzlichen Grundlage. 
Das BAMF kann grundsätzlich erst nach der Wieder-
einreise nach Deutschland tätig werden – auch weil 
sich tatsächliche und nicht nur angenommene Verfol-
gungssachverhalte erst während und nach und nicht 
vor dem Aufenthalt im Herkunftsland bestimmen las-
sen.
Eine Untersagung der Ausreise kann nur durch die 
Ausländerbehörde und unter bestimmten Umstän-
den erfolgen, beispielsweise, wenn die betreffende 
Person nicht im Besitz der für die Einreise in das Her-
kunfts- oder auch Nachbarland erforderlichen Doku-
mente und Erlaubnisse ist (§ 46 Abs. 2 AufenthG in 
entsprechender Anwendung des § 10 PaßG) oder der 
Person ein Pass versagt (§ 7 Abs. 1 PaßG) oder entzo-
gen (§ 8 PaßG) wurde. Hierunter fallen beispielsweise 
Pass- und damit Ausreiseversagungen, weil Erkennt-
nisse vorliegen, dass sich die betreffende Person an 
der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden 
Gewalttat bzw. an terroristischen Anschlägen im Her-
kunftsland beteiligen will (§ 7 Abs. 1 Nr. 10 PaßG i. V. 
m. § 89a Abs. 2a StGB). Es handelt sich um eine noch 
junge Regelung, die im Rahmen des ‚Gesetzes zur Än-
derung der Verfolgung der Vorbereitung von schwe-
ren staatsgefährdenden Gewalttaten‘ am 20. Juni 2015 
vor dem Hintergrund zunehmender Reisen deutscher 
und „ausländischer terroristischer Kämpfer in Krisen-
gebiete – vor allem nach Syrien –“ in Kraft trat (Deut-
scher Bundestag 2015). Unter diesen und weiteren 
Umständen kann die Passerteilung versagt oder der 
Pass entzogen und damit eine Ausreise unterbunden 
werden.
2.4.2 Informationsvermittlung über mögliche 
Konsequenzen eines Behördenkontakts 
oder einer Reise in das Herkunftsland
Asylantragstellende und Schutzberechtigte werden 
in Deutschland auf Nachfrage durch die zuständigen 
Behörden über die Rahmenbedingungen einer Reise 
in das Herkunftsland oder den Kontakt zu Behörden 
des Herkunftslandes sowie den daraus gegebenenfalls 
entstehenden Widerrufsgrund bzw. die Nicht-Fort-
führung des Asylverfahrens (bei Asylantragstellenden) 
informiert. Eine proaktive oder in einem spezifischen 
Verfahrensschritt standardisierte Informationsvermitt-
lung über die Rahmenbedingungen und möglichen 
Konsequenzen erfolgen nicht. Allerdings findet sich im 
Reisepass für Flüchtlinge ein Hinweis, dass der Reise-
ausweis für alle Staaten mit Ausnahme des jeweiligen 
Herkunftslandes gültig ist (vgl. Tabelle 1).
Abbildung 1:  Reisen von Schutzberechtigten ins Ausland und das Herkunftsland
Anerkannte Flüchtlinge 
Asylberechtigte 
Subsidiär Schutzberechtigte Schutzberechtigte können in der Regel ins Ausland reisen, 
allerdings nur unter spezifischen Voraussetzungen in ihr 
Herkunftsland. Eine solche Reise, die diverse individuelle 
Beweggründe haben kann (vgl. Infokasten rechts), kann an-
schließend zum Widerruf des Schutzund Aufenthaltstitels 
führen.
Quelle: Gesamtinfografik auf S. 40/41; © Burak Korkmaz
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Erst wenn das BAMF ein Widerrufsverfahren auf-
grund einer Reise in das Herkunftsland und/oder eines 
Kontakts mit Behörden des Herkunftslandes einlei-
tet, erfolgt eine schriftliche Aufforderung zur Stel-
lungnahme, die auch die Absicht dokumentiert, den 
Schutzstatus zu widerrufen (vgl. Tabelle 1 und Kapi-
tel 3.3). In Fragen der Informationsvermittlung macht 
es keinen Unterschied, ob es sich um anerkannte 
Flüchtlinge, Asylberechtigte oder subsidiär Schutzbe-
rechtigte handelt.
2.4.3 Beweggründe für eine Reise in das 
Herkunftsland
Die individuellen Beweggründe von Schutzberechtig-
ten, in ihr Herkunftsland zu reisen , werden nicht zen-
tral erfasst, so dass auch keine verlässlichen Aussagen 
über die Häufigkeit einzelner Beweggründe gemacht 
werden können. Die nachfolgenden Informationen 
über individuelle Beweggründe basieren auf Erfahrun-
gen des zuständigen Widerrufsreferats des BAMF, auf 
Angaben in Gerichtsverfahren sowie in Leitfäden und 
Ratgeberliteratur (Eichler 2016: 96ff.). 
Individuelle Beweggründe für eine Reise in das Her-
kunftsland können beispielsweise Krankheits- oder 
Sterbefälle von Familienangehörigen sein, Eheschlie-
ßungen oder Scheidungen, erbrechtliche Angelegen-
heiten, geschäftliche Gründe, 'Heimweh' und andere 
private Gründe oder auch in belastenden Erfahrun-
gen während ihres Aufenthalts in Deutschland liegen 
(siehe auch Abbildung 2).
Aus der Auflistung der individuellen Beweggründe 
in Abbildung 2 lassen sich noch keine Schlüsse hin-
sichtlich eines möglichen Widerrufsgrundes ziehen. 
Vielmehr sind – wie in Kapitel 2.1 beschrieben – im 
Rahmen einer Einzelfallüberprüfung die jeweiligen 
Umstände der Reise  zu klären. Für einen Widerruf des 
Schutzstatus aufgrund einer Reise in das Herkunfts-
land müssen mehrere Voraussetzungen gegeben sein, 
wie im folgenden Kapitel dargelegt wird.
Tabelle 1:  Unterrichtung über Rahmenbedingungen und mögliche Folgen des Behördenkontaktes oder einer Reise in das 
Herkunftsland
Vermittlungsart Kontakt mit Behörden des Herkunftslandes Reise in das Herkunftsland
Hinweise im  
Reisedokument
  Im Reisepass für Flüchtlinge findet sich ein Hin-
weis, dass der Reiseausweis für alle Staaten mit 
Ausnahme des jeweiligen Herkunftslandes gültig 
ist. Der Hinweis ist in deutscher, englischer und 
französischer Sprache gehalten. Der individua-
lisierte Hinweis auf das Herkunftsland ist wie-
derum in Form des jeweiligen dreibuchstabigen 
internationalen Länderkürzels nach ISO-3166 






  Erst bei Einleitung eines Widerrufsverfahrens 
teilt das BAMF der betreffenden Person die Ab-
sicht des Widerrufs unter Angaben der jeweili-
gen Gründe schriftlich mit, woraufhin die Person 
einen Monat Zeit zur schriftlichen Äußerung er-
hält (§ 73 Abs. 4 AsylG). Das Schreiben des BAMF 
wird in deutscher Sprache erstellt.
  Erst bei Einleitung eines Widerrufsverfahrens 
teilt das BAMF der betreffenden Person die Ab-
sicht des Widerrufs unter Angaben der jeweili-
gen Gründe schriftlich mit, woraufhin die Person 
einen Monat Zeit zur schriftlichen Äußerung er-
hält (§ 73 Abs. 4 AsylG). Das Schreiben des BAMF 









  Auf mündliche oder schriftliche Nachfrage in 
Bezug auf die Erlaubnis und/oder Konsequenz, 
den Kontakt zu einer Behörde des Herkunftslan-
des aufzunehmen, unterrichtet die angefragte 
Behörde ebenfalls schriftlich oder mündlich über 
die Rahmenbedingungen und Voraussetzungen 
für einen möglichen Widerruf.
  Auf mündliche oder schriftliche Nachfrage in 
Bezug auf die Erlaubnis und/oder Konsequenz 
einer Reise in das Herkunftsland unterrichte die 
angefragte Behörde ebenfalls schriftlich oder 
mündlich über die Rahmenbedingungen und Vo-
raussetzungen für einen möglichen Widerruf.
Quelle: Eigene Zusammenstellung
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Abbildung 2:  Individuelle Beweggründe für eine Reise in das Herkunftsland
 • „Verwandten oder Freunden bei deren Flucht zu helfen“ (BVerwG 1991: 9 C 126/90: 9 und VG Köln 
1983: Az. 2 K 13729/81) oder „Verwandten oder Freunden in einer unabweisbaren Notlage Hilfe zu 
leisten“ (Landtag des Saarlandes 2017: 2),
 • Sterbefälle von Familienangehörigen sowie die Organisation bzw. Teilnahme an Beerdigungen 
(Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg 2016: 2; Landtag des Saarlandes 2017: 2),
 • Eheschließung (OVG NRW 1990: 18 A 10060/88, i. A. a. Erbs/Kohlhaas/Hadamitzky/Senge 2018: 
AsylG § 72 Rn. 2; Eichler 2016: 97f.),
 • Scheidung (Eichler 2016: 97f.),
 • Teilnahme an einer Hochzeitsfeier von Familienangehörigen (VG Aachen 2016: Az. 7 K 1690/14.A),
 • Klärung erbrechtlicher Angelegenheiten, z. B. nach einem Todesfall im engeren Familienkreis 
(Eichler 2016: 97f.; vgl. auch Landtag Baden-Württemberg 2017: 6, wo von der „Regelung 
persönlicher Dinge“ die Rede ist),
 • „Geschäftliche Gründe“ (Landtag Baden-Württemberg 2017: 5; Bergmann/Dienelt/Bergmann 
2016: AsylG § 72 Rn. 13),
 • Überprüfung des „persönliche[n] Sicherheitsrisiko[s] im Herkunftsland“ (Hathaway 1991: 199, nach 
Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 25),
 • Retraumatisierung, Diskriminierungserfahrungen und Angst vor Verfolgung in Deutschland durch 
Begegnung mit ehemaligen Peinigern* (Stuttgarter Nachrichten 2018), 
 • Lange Trennung von Angehörigen, ‚Heimweh‘, Freizeitzwecke (Hoffmann 2018; Wiebe 2017).
 • Krankheitsfälle von Familienangehörigen,
*  Beispielhaft steht hier der Fall der Jesidin Aschwak T., die von der islamistischen Terrororganisation IS bis zu ihrer Flucht aus dem 
Irak als Sklavin gefangen gehalten wurde und die nach Schutzanerkennung in Deutschland ihrem IS-Peiniger in Deutschland 
begegnete, woraufhin sie für mehrere Monate in den Irak zurückkehrte, bevor sie wieder nach Deutschland reiste (Stuttgarter 
Nachrichten 2018).
2.5 Beurteilung der 
Voraussetzungen für einen 
Widerruf des Schutzstatus
Seit Reisen in das Herkunftsland sowie Kontakte mit 
Behörden des Herkunftslandes keine Erlöschens-
gründe mehr darstellen und Kenntnisse über sol-
che Reisen durch andere Behörden an das BAMF zur 
Einleitung eines Widerrufsverfahrens weitergeleitet 
werden müssen, prüft das dort zuständige Widerrufs-
referat die Voraussetzungen eines Widerrufs (vgl. Ka-
pitel 3). Das BAMF beurteilt die Umstände und Gründe 
der Reise in das Herkunftsland und des Behördenkon-
taktes im Einzelfall dahingehend, ob aus diesen eine 
erneute Unterschutzstellung im Herkunftsstaat er-
sichtlich wird (siehe auch Abbildung 3). Orientierung 
bieten hierbei die diversen Gerichtsurteile der vergan-
genen Jahre und Jahrzehnte insbesondere zum Erlö-
schen des Schutzstatus, die auf die Widerrufsprüfung 
übertragen werden, aber auch die verschiedenen Kom-
mentare zum Asylgesetz sowie Handreichungen und 
Leitfäden des UNHCR (2011) zum Themenschwer-
punkt der Aberkennung eines Schutzstatus. So gilt es 
grundsätzliche und spezifische Umstände zu berück-
sichtigen, wie in den folgenden Kapiteln ausgeführt 
wird.
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2.5.1 Grundsätzliche Voraussetzungen
Bei der Prüfung von Widerrufsgründen im Falle von 
Reisen in das Herkunftsland oder Kontakten mit Be-
hörden des Herkunftslandes durch eine schutzberech-
tigte Person gilt es drei Voraussetzungen zu berück-
sichtigen:
  „der Flüchtling muss bei der Unterschutzstellung 
in freier Willensentscheidung handeln (Freiwillig-
keit, […]),
  der Flüchtling muss in der Absicht handeln, sich 
mit seinen Handlungen erneut dem Schutz des 
Staates seiner Staatsangehörigkeit zu unterstellen 
(Absicht) und
  der Flüchtling muss diesen Schutz auch tatsächlich 
erhalten (erneute Inanspruchnahme)“ (Marx 2017: 
AsylG § 72 Rn. 6).
Von einer freiwilligen Reise in das Herkunftsland ist 
beispielsweise nicht auszugehen, „wenn die Rückkehr 
oder die sich anschließende Aufenthaltsnahme durch 
Gewalt, Drohung oder Arglist bewirkt wurden“ (Fleuß 
2018: AsylG § 72 Rn. 17). Zwang kann dabei sowohl 
„von den Behörden des Herkunftsstaates, eines Dritt-
staates, der Bundesrepublik oder von privaten Dritten 
ausgehen“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 7). Auch wenn 
eine schutzberechtigte Person freiwillig und mit der 
Absicht eines kurzen Aufenthalts aus triftigen Gründen 
in das Herkunftsland gereist ist, dort aber von staatli-
chen Stellen oder Rebellengruppen verhaftet und ge-
fangen gehalten wird und sich erst Monate später aus 
der Gefangenschaft befreien und nach Deutschland 
zurückkehren kann, kann die anfängliche Freiwilligkeit 
der Reise nicht als Widerrufsgrund herangezogen wer-
den, da die örtliche Verfolgung in diesem Fall auch die 
weitere Verfolgungsgefahr dokumentiert hat.
Insgesamt ist für die Beurteilung, ob ein Widerrufs-
grund vorliegt, entscheidend, dass die Rückkehr 
„nach ihrer Dauer, ihrem Anlass, der Art der Einreise 
sowie dem Ort des Aufenthaltes Grund für die An-
nahme bieten, in ihr dokumentiere sich der Wegfall 
des Verfolgungsinteresses. Nicht ausreichend ist des-
halb etwa eine Rückkehr in das Heimatland zur Er-
füllung einer sittlichen Pflicht; auch bloße sich nicht 
über längere Zeiträume erstreckende Besuchsauf-
enthalte im Heimatland stellen noch keine Nieder-
lassung dar“ (VG Oldenburg 2011: Az. 11 A 2138/11, 
nach UNHCR 2017: 5; vgl. auch VG Düsseldorf 2000: 
16 K 3261/99.A, nach Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 21 
und VG Köln BeckRS 2015, 55164, nach Fleuß 2018: 
AsylG § 72 Rn. 15). Zahlreiche Gerichtsurteile im Zu-
sammenhang mit Reisen in das Herkunftsland, die 
sich allerdings in erster Linie noch auf Klagen gegen 
das Erlöschen des Schutzstatus beziehen, geben Auf-
schluss über mögliche Gründe, bei denen vormals ein 
Erlöschen berechtigt oder nicht gerechtfertigt war. 
Diese Gerichtsurteile werden heute vom BAMF für die 
Prüfung im Widerrufsverfahren herangezogen.
2.5.2 Dauer der Reise bzw. Niederlassung im 
Herkunftsland
In der Rechtsprechung wurde in der Vergangenheit 
wiederholt festgestellt, dass eine einfache befristete 
Reise in den Verfolgerstaat nicht grundsätzlich als hin-
reichender Grund für einen Widerruf betrachtet wer-
den kann (BayVGH 1962: Nr. 87 VIII 62; VG Ham-
burg, InfAuslR 1980, 131; nach Marx 2017: AsylG § 72 
Rn. 22). Zu unterscheiden ist vielmehr zwischen einer 
dauerhaften Rückkehr, regelmäßigen oder wiederhol-
ten Reisen oder einmaligen oder unregelmäßigen Rei-
sen in das Herkunftsland.
Dauerhafte Rückkehr
Die Rückkehr und die Absicht eines dauerhaften Auf-
enthalts stellt „das wohl eindeutigste Anzeichen dafür 
[dar], dass ein Flüchtling dort keine Furcht vor Verfol-
gung mehr hat. Hiermit bringt er auf unmissverständ-
liche Weise seine Bereitschaft zum Ausdruck, auf die 
Schutzbereitschaft seines Herkunftslandes zu ver-
trauen“ (Hathaway 1991: 197, nach Marx 2017: AsylG 
§ 72 Rn. 19).
Abbildung 3:  Auswahl an zu prüfenden Kriterien im 
Widerrufsverfahren
Auswahl an zu prüfenden 




•  Freiwilligkeit der Reise
• Absicht sich erneut unter den   
 Schutz des Herkunftsstaates zu   
 stellen
• Tatsächliche Inanspruchnahme 
 des Schutzes
    Spezifische Prüfkriterien:
•  Dauer und Häufigkeit von Reisen
•  Anlass (siehe Beweggründe)
•  Art der Einreise  (z. B. ohne   
 Kenntnis des Herkunftsstaates)
•  Ort des Aufenthalts
Schutzstatus 
wird widerrufen.
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Regelmäßige Reisen
Auch regelmäßige bzw. wiederholte Reisen in das Her-
kunftsland „über eine längere Zeitdauer stehen der 
Niederlassung insbesondere dann gleich, wenn Sozial-
leistungen und Einrichtungen in Anspruch genommen 
werden, die normalerweise Staatsangehörigen des 
Herkunftslandes vorbehalten sind“ (Marx 2017: AsylG 
§ 72 Rn. 21). Allerdings setzt die in § 72 Abs. 1 Nr. 1a 
neben der Rückkehr genannte Niederlassung „eine ge-
wisse, zumindest beabsichtigte Dauer des Aufenth[alts] 
voraus. Ein vorübergehender Aufenth[alt] zu Besuchs-
zwecken genügt hierfür grds. nicht“ (Bergmann/Die-
nelt/Bergmann 2016: AsylG § 72 Rn. 11-15). 
Auch wenn eine schutzberechtigte Person wiederholt 
für jeweils zwei bis drei Wochen in das Herkunftsland 
reist und keine Repressionen oder Verfolgung seitens 
der Behörden erfährt, kann davon ausgegangen wer-
den, dass keine Verfolgung der betreffenden Person 
durch die staatlichen Stellen zu befürchten ist (vgl. 
VGH BW 1986: A 13 S 77/85).
Bereits im Jahr 1962 urteilte der Bayerische Verwal-
tungsgerichthof, dass „[…] in der Rückkehr ohne äuße-
ren Zwang und in der Aufnahme einer Beschäftigung 
in einem Staatsbetrieb ein Grund erkannt [wurde], der 
auf einen Wegfall der Furcht vor Verfolgung schließen 
lässt, ungeachtet des inneren Vorbehalts des Flücht-
lings, irgendwann in die Bundesrepublik zurückkeh-
ren zu wollen (BayVGH, Beschl. v. 11.09.1962 – Nr. 87 
VIII 62)“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 22). 
Die Dauer und Regelmäßigkeit der Reisen, in Kombi-
nation mit weiteren Merkmalen, können folglich In-
dizien für eine Niederlassung vor Ort darstellen, die 
sich beispielsweise „in der Begründung eines eigenen 
Wohnsitzes, der dortigen Kontaktaufnahme mit Be-
hörden des Heimatstaates oder der Inanspruchnahme 
staatlicher Leistungen manifestieren“ kann (Müller 
2016: AsylVfG § 72 Rn. 16). Die „Beweislast“, dass es 
sich nicht um eine erneute Unterschutzstellung im 
Herkunftsstaat handelt, liegt in solchen Fällen „aus-
nahmsweise“ bei der schutzberechtigten Person selbst 
(Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 24).
Unregelmäßige oder einmalige Reisen
Hingegen ist ein unregelmäßiger, gelegentlicher, ein-
maliger, „kurzfristiger“ (Bergmann/Dienelt/Bergmann 
2016: AsylG § 72 Rn. 13) oder „nur nach Wochen be-
messener Besuchsaufenthalt als solcher zu kurz […], 
um daraus auf die dauerhafte Niederlassung zu schlie-
ßen“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 24).
2.5.3 Todesfälle und Pflege von kranken 
Verwandten oder Bekannten
Bei der Beurteilung des Widerrufs, ist „sorgfältig zu 
prüfen, ob der Flüchtling z. B. nur deshalb in sein Hei-
matland reisen wollte, um kranke Verwandte oder 
Freunde zu besuchen oder nahestehenden Personen 
bei der Flucht zu helfen“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 
26). Diese Umstände würden nicht zwingend einen 
Widerruf nach sich ziehen. Erfolgt ein Aufenthalt im 
Herkunftsland allerdings beispielsweise für drei Mo-
nate und wird als Begründung alleinig angegeben, dass 
ein Krankheits- und anschließender Todesfall eines El-
ternteils zu der Reise motiviert hat, erklärt dies noch 
nicht die verhältnismäßig lange Dauer des Aufenthalts. 
So kann die Begründung entweder als unplausibel ein-
gestuft werden oder aber selbst bei Plausibilität der 
Begründung – etwa wenn Dokumente über Kranken-
hausaufenthalte und Pflegenotwendigkeit beigebracht 
werden –, in Frage gestellt werden, ob sich die Person 
bei einem solch langen Aufenthalt nicht wieder unter 
den Schutz des Herkunftslandes gestellt hat, sofern 
sie in dem Zeitraum keine Verfolgung erfahren hat. So 
kann die Begründung für einen Aufenthalt mitunter 
stichhaltig sein und keinen Widerrufsgrund darstellen, 
jedoch die Dauer oder andere Umstände zum Schluss 
führen, dass die betreffende Person keine Verfolgung 
mehr zu befürchten hat und/oder sich freiwillig wieder 
unter den Schutz des Herkunftsstaates gestellt hat, so 
dass trotz Plausibilität des Reisegrundes der Schutz-
status widerrufen wird.
2.5.4 Eheschließung und Scheidung
Im Falle einer Reise zur Eheschließung im Herkunfts-
land sind ebenfalls die weiteren Umstände entschei-
dend – etwa wenn aufgrund des Aufenthaltsstatus 
der Partnerin oder des Partners im Herkunftsland die 
Heirat außerhalb des Landes nicht möglich ist (Eich-
ler 2016: 97f.). Bestehen keine widrigen Umstände und 
reist eine schutzberechtigte Person für die Eheschlie-
ßung ins Herkunftsland, obwohl sie „auch vor einem 
deutschen Standesamt hätte heiraten können“, kann 
dies zum Widerruf (vormals Erlöschen) des Schutz-
status führen, da davon ausgegangen werden kann, 
dass die betreffende Person keine Verfolgung im Her-
kunftsland mehr zu befürchten hat (OVG NRW 1990: 
18 A 10060/88). Eine Eheschließung vor einer Aus-
landsvertretung des Herkunftsstaates in Deutschland 
und eine dafür beantragte Verlängerung des Natio-
nalpasses wurde vom Bundesverwaltungsgericht hin-
gegen im Jahr 1991 nicht als freiwillige und unmiss-
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verständliche Aufgabe des Schutzstatus beurteilt 
(BVerwG 9 C 126/90; vgl. Kapitel 2.1). Auch im Falle 
einer Scheidung kommt es bei dessen Beurteilung da-
rauf an, ob diese zwingend im Herkunftsland erfolgen 
musste oder nicht (Eichler 2016: 97f.).
2.5.5 ‚Illegaler‘ Aufenthalt im Herkunftsland
Bei der Beurteilung von Widerrufsgründen ist zudem 
zu differenzieren, ob die staatlichen Behörden des 
Herkunftslandes überhaupt Kenntnis über die Einreise 
und den Aufenthalt hatten „und diese dennoch keine 
Maßnahmen gegen den Rückkehrer ergriffen haben 
(VGH BW, EZAR 214 Nr. 1; VG Gießen, NVwZ-Beil. 
2000, 29, 30)“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 22). „Ergibt 
die Prüfung, dass den Behörden des Herkunftslandes 
die Niederlassung des Flüchtlings bekannt geworden 
ist und sie dies nicht zum Anlass für Verfolgungsmaß-
nahmen genommen haben, steht fest, dass der durch 
staatliche Behörden verfolgte Flüchtling des Schut-
zes nicht mehr bedarf. Er kann deshalb für seine Ver-
folgungsfurcht keine guten Gründe mehr vorbringen“ 
(Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 24). Hingegen vermag ein 
„– auch länger währender – ‚illegaler‘ Aufenthalt […] 
den Tatbestand der Niederlassung daher nicht zu er-
füllen“ (Müller 2016: AsylVfG § 72 Rn. 18). Erläuternd 
heißt es hier im Kommentar zum Asylgesetz von Marx: 
„Wer daher nur kurzfristig in den Herkunftsstaat ein-
gereist ist, sich etwa dort versteckt gehalten und auch 
im Übrigen hinreichende Vorkehrungen gegen ein be-
hördliches Bekanntwerden seines Aufenthaltes ge-
troffen hat, verliert nicht den gewährten Rechtssta-
tus. Aber auch, wenn der Flüchtling sich nicht vor dem 
befürchteten Zugriff der Behörden versteckt hält, lässt 
Art. 1 C Nr. 4 GFK die Beendigung des Flüchtlingssta-
tus erst zu, wenn er mit den heimatlichen Behörden 
freiwillig Kontakt aufgenommen hat (Schweizerische 
Asylrekurskommission, EMARK 1996 Nr. 9)“ (Marx 
2017: AsylG § 72 Rn. 26).
2.5.6 Verfolgung durch nicht-staatliche 
Akteure und Reisen in autonome Gebiete 
im Herkunftsland
Die Flüchtlingseigenschaft (§ 3 Abs. 1 AsylG) kann 
einer schutzsuchenden Person auch dann zuerkannt 
werden, wenn die Verfolgung nicht vom Staat, sondern 
von Parteien oder Organisationen ausgeht, die den 
Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes 
beherrschen, oder nichtstaatlichen Akteuren, sofern 
der Staat oder die benannten Parteien oder Organisa-
tionen, einschließlich internationaler Organisationen, 
erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens 
sind, Schutz vor Verfolgung (im Sinne des § 3d AsylG) 
zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land 
eine staatliche Herrschaftsmacht vorhanden ist oder 
nicht (§ 3c AsylG).
Für die Widerrufsprüfung im Falle einer Reise in das 
Herkunftsland bedeutet dies, dass sichergestellt sein 
muss, dass die betreffende Person „auch durch nicht-
staatliche Akteure keine Bedrohungen und Gefahren 
mehr zu befürchten hat. Aus einer lediglich vorüber-
gehenden Rückkehr in den Herkunftsstaat ergibt sich 
hingegen noch keine hinreichend zuverlässige Grund-
lage für die Feststellung, dass ihm keine Verfolgungs-
gefahr mehr droht. Bei einem Gruppenverfolgten [vgl. 
Definition in Fußnote 11; A. d. A.] oder von nicht-
staatlichen Akteuren verfolgten Flüchtling ist deshalb 
die Kenntnis seines Aufenthaltes seitens der Behör-
den noch kein hinreichendes Indiz für den Wegfall 
der Furcht vor Verfolgung. Auch hier vermittelt erst 
die dauerhafte Niederlassung im Herkunftsland die 
Grundlage für die Prognose, dass die weitere Anwen-
dung der Vermutung eigener Verfolgung aufgrund der 
Gruppenzugehörigkeit nicht mehr gerechtfertigt ist. 
[…] Erforderlich ist, dass der Herkunftsstaat innerhalb 
des Gebietes, in das der Flüchtling einreist, wirksame 
Herrschaftsgewalt ausübt (BayVGH, InfAuslR 1998, 
519; VG Magdeburg, InfAuslR 2000, 40, 43)“ (Marx 
2017: AsylG § 72 Rn. 23).14 So hob das Verwaltungsge-
richt Ansbach einen Widerrufsbescheid des BAMF mit 
der Begründung auf, dass „dem Kläger im Jahr 2006 
die Hin- und Rückreise nach Suleymania [Stadt in der 
Autonomen Region Kurdistan im Nordosten des Irak; 
A. d. A.] zum Besuch seiner Mutter im Krankenhaus 
ohne Schaden gelungen ist, [was] der generellen Ge-
fährdung nicht entgegen [steht]“ (VG Ansbach 2007: 3 
K 05.30533; vgl. VG Gießen 1999: 2 E 2269/99).
Auch eine „vorübergehende Rückkehr in ein Gebiet, 
das unter dem Schutz der Vereinten Nationen von lo-
kalen Behörden verwaltet wird und dem Einflussbe-
reich der Zentralregierung entzogen ist, [kann] nicht 
als Kontaktaufnahme mit den heimatlichen Behör-
den angesehen werden (Schweizerische Asylrekurs-
kommission, EMARK 1996 Nr. 9, zu den Schutzzo-
nen im Norden des Irak; VG Gießen [21.09.1999 - 2 
E 2269/99], NVwZ-Beil. 2000, 29, 30; s. auch BVerwG 
[19.09.2000 – 9 C 12/00], NVwZ 2001, 335, 336 = In-
fAuslR 2001, 532 = EZAR 214 Nr. 13; VG Göttingen, In-
fAuslR 2000, 37, 389)“ (Marx 2017: AsylG § 72 Rn. 26).
14  Ähnlich auch VGH München BeckRS 1998, 19034 Rn. 1; 2007, 
37764 Rn. 53; nach Fleuß 2018: AsylG § 72 Rn. 14.
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2.5.7 Geschäftliche, eigentums- und 
erbrechtliche sowie sonstige Gründe
Reisen in das Herkunftsland aus geschäftlichen Grün-
den können „wertungsgemäß“ einer Niederlassung 
im Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1a AsylG „gleichste-
hen“ (Bergmann/Dienelt/Bergmann 2016: AsylG § 72 
Rn. 13). Hingegen stellt sich die Situation komplexer 
dar, wenn der Verfolgerstaat oder nicht-staatliche Ak-
teure mit der „Enteignung“ drohen. Sofern Schutzbe-
rechtigte in diesem Zuge zeitlich begrenzt in das Her-
kunftsland reisen, um entsprechende Verhältnisse zu 
klären, ist beispielsweise aufgrund der erfolgten Dro-
hung, die Freiwilligkeit – als eine der grundsätzlichen 
Voraussetzungen – „beeinträchtigt“ und muss somit 
bei der Beurteilung berücksichtigt werden (Bergmann/
Dienelt/Bergmann 2016: AsylG § 72 Rn. 14).
2.5.8 Wiederholte Reise und wiederholtes 
Widerrufsverfahren
Da auch die wiederholte Reise in das Herkunftsland 
ein Indiz für die erneute Unterschutzstellung im Her-
kunftsland sein kann, werden eingeleitete Widerrufs-
prüfungen unabhängig ihres Ausgangs in der persönli-
chen Akte der Schutzberechtigten gespeichert. Sofern 
es zu einer wiederholten Aus- und Wiedereinreise 
kommt, die dem BAMF bekannt wird, sind die Vorein-
träge für die Mitarbeitenden im Widerrufsverfahren 
einsehbar, so dass diese den Umstand des wiederhol-
ten Aufenthalts im Herkunftsland in ihrer Beurteilung 
berücksichtigen und auch bei der Plausibilitätsprüfung 
der individuell vorgetragenen Reisegründe einbeziehen 
können. Eine zweite oder wiederholte Reise – auch in 
kurzen Abständen – stellt dabei auch kein eindeuti-
ges Indiz für eine erneute Unterschutzstellung oder 
eine fehlende Furcht vor Verfolgung dar, sondern muss 
im Einzelfall geprüft werden. So kann laut BAMF bei-
spielsweise nach Todesfällen im engeren Familienkreis 
eine weitere Reise aufgrund von erbrechtlichen Ange-
legenheiten erforderlich werden und damit einem zeit-
lich, ggf. auch räumlich und kontextual abgrenzbaren 
Zweck dienen, der kein ausreichendes Indiz für eine 
erneute Unterschutzstellung darstellt.
2.5.9 Herausforderungen bei der 
Widerrufsprüfung
Auf Seiten der Ausländerbehörden wurde in der Ver-
gangenheit im Rahmen der Prüfung von Erlöschen-
statbeständen wiederholt hervorgehoben, dass eine 
Überprüfung der Angaben der Schutzberechtigten 
zu den Gründen ihrer Reise in das Herkunftsland „oft 
nicht möglich“ sei (Landtag des Saarlandes 2017: 2). So 
„werden die Betroffenen zum Grund der Reise sowie 
gegebenenfalls zu den Umständen befragt“, allerdings 
sei „eine belastbare Überprüfung des Wahrheitsgehalts 
der Angaben hierzu […] in der Regel nicht möglich“ 
(Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg 
2016: 2). Dabei galt für die Feststellung der Erlö-
schensgründe durch die Ausländerbehörden und gilt 
für die Einleitung eines Widerrufsverfahrens seitens 
des BAMF, dass „[a]uch wenn es schwierig ist, die Ab-
sicht hinter einer bestimmten Handlung zu ergründen, 
[…] anhand des jeweiligen Einzelfalls abgeklärt wer-
den [muss], ob die betroffene Person durch ihre kon-
krete Handlung tatsächlich beabsichtigt hat, sich bei 
einer Rückkehr erneut dem Schutz ihres Heimatlan-
des zu unterstellen. Falls diese Absicht vermutet wird, 
muss dem Flüchtling die Möglichkeit der Widerlegung 
eingeräumt werden [Cessation Guidelines, para. 9(b)]“ 
(UNHCR 2017: 3).
Auch zuständige Mitarbeitende des Widerrufsrefe-
rats des BAMF berichten, dass sie im Widerrufsverfah-
ren ähnliche Erfahrungen wie die Ausländerbehörden 
vormals machen. Die Plausibilitätsprüfung der Erklä-
rungen sowie der mitgesandten Nachweise seitens der 
Schutzberechtigten verlange in der Regel eine gewis-
senhafte individuelle Prüfung der Umstände – auch 
aufgrund der Tragweite eines möglichen Widerrufs des 
Schutzstatus. Die diesbezüglich in Deutschland durch 
das BAMF eingeleiteten Verfahrensschritte werden in 
Kapitel 3 beschrieben.
2.6 Besondere Voraussetzungen 
bei subsidiär 
Schutzberechtigten
Schutzsuchenden wird subsidiärer Schutz gewährt, 
wenn sie stichhaltige Gründe für die Annahme vor-
bringen, dass ihnen in ihrem Herkunftsland ein „ernst-
hafter Schaden“ droht, worunter die Verhängung oder 
Vollstreckung der Todesstrafe, Folter oder unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder Bestra-
fung oder eine ernsthafte individuelle Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson in-
folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines interna-
tionalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts 
fallen (§ 4 Abs. 1 AsylG). Wenn die Umstände, die zur 
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nicht mehr bestehen oder sich in einem Maß verän-
dert haben, dass ein solcher Schutz nicht mehr erfor-
derlich ist, ist der gewährte Schutzstatus zu widerru-
fen (§ 73b AsylG). Hierbei ist allerdings vom BAMF zu 
berücksichtigen, ob sich die Umstände so wesentlich 
und nicht nur vorübergehend verändert haben, dass 
die subsidiär schutzberechtigte Person tatsächlich 
nicht länger Gefahr läuft, einen ernsthaften Schaden 
im Sinne der oben genannten Gründe für die Schutz-
gewährung nach § 4 Abs. 1 AsylG zu erleiden (§ 73b 
Abs. 1 und 2 AsylG). „Es muss sich also durch neue 
Tatsachen [im Sinne eines] umfassenden politischen 
Wandels eine andere Grundlage für die Gefahrenpro-
gnose ergeben haben“ (Bergmann/Dienelt/Bergmann 
2018: AsylG § 73b Rn. 3; vgl. auch Fleuß 2018: AsylG § 
73b Rn. 5).
2.6.1 Bei Schutzgewährung aufgrund 
drohendem ernsthaften Schaden 
durch die Todesstrafe, Folter oder 
unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Bestrafung (§ 4 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 AsylG)
Im Falle der in § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AsylG genann-
ten subsidiären Schutzgründe (drohender ernsthaf-
ter Schaden im Herkunftsland aufgrund der Verhän-
gung oder Vollstreckung der Todesstrafe, Folter oder 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Bestrafung) gleichen die Widerrufsvoraussetzungen 
den Voraussetzungen bei anerkannten Flüchtlingen 
und Asylberechtigten.
So wies das VG Aachen beispielsweise mit Urteil vom 
12. Februar 2016 (Az. 7 K 1690/14.A) die Klage eines 
sri-lankischen Staatsangehörigen gegen einen Wider-
ruf des damaligen Abschiebungsverbots gemäß § 60 
Abs. 2 AufenthG (entspricht dem heutigen subsidiären 
Schutz nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 AsylG) ab. Der Widerruf 
erfolgte hier durch das BAMF aufgrund einer Sachla-
genänderung. Dabei wurde im Rahmen der Prüfung, 
ob die betreffende Person bei Rückkehr einer Gefähr-
dung weiter ausgesetzt ist (Rückkehrgefährdung) zu-
sätzlich gewürdigt, dass durch die Reise in das Her-
kunftsland zur Eheschließung und der (öffentlichen) 
Hochzeitsfeier „offensichtlich“ geworden sei, dass er 
„in seinem Heimatland keine Verfolgung zu befürchten 
habe“ (VG Aachen 2016: 7 K 1690/14.A). Die Auslän-
derbehörde, die durch eine Heiratsurkunde Kenntnis 
über die Reise erhalten hatte, hatte das BAMF darüber 
informiert. Der Widerruf subsidiären Schutzes nach 
dieser Reise ist laut Verwaltungsgericht Aachen recht-
mäßig. Begründend und den Widerrufsbescheid des 
BAMF bestätigend heißt es unter anderem im Urteil:
„Anhaltspunkte dafür, dass beim Kläger individu-
ell gefährdungserhöhende Umstände vorliegen, 
sind nicht gegeben. Die Passausstellung im Jahre 
2009 und insbesondere seine Hochzeit im Heimat-
land im Dezember 2012 machen vielmehr deut-
lich, dass er nicht individuell von Sicherheitskräf-
ten eines LTTE-Kontakts verdächtigt wird und ihm 
erst recht im Zusammenhang mit einer Rückkehr 
als ‚(junger)‘ Tamile keine ernsthaften Schäden sei-
tens des Heimatstaates drohen, wie die Beklagte 
in dem angefochtenen Bescheid bereits ausgeführt 
hat. […] Dementsprechend hat der Kläger auch 
in der mündlichen Verhandlung bestätigt, dass 
seine Ein- und Ausreise über den Flughafen in Co-
lombo anlässlich der Hochzeit problemlos erfolgte. 
Auch bezüglich seines mehrwöchigen Aufent-
halts im Heimatland erwähnte er keine Probleme 
mit den dortigen Behörden“ (VG Aachen 2016: 
7 K 1690/14.A).
2.6.2 Bei Schutzgewährung aufgrund 
drohendem ernsthaften Schaden durch 
einen innerstaatlichen Konflikt (§ 4 Abs. 
1 Nr. 3 AsylG)
Anders stellt sich die Lage im Falle eines Behörden-
kontaktes oder einer Reise in das Herkunftsland bei 
subsidiär Schutzberechtigten aufgrund eines inner-
staatlichen Konfliktes dar (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 AsylG; z. B. 
Syrienkonflikt). Die individuellen Beweggründe etwa 
für eine Reise in das Herkunftsland sind hier weni-
ger entscheidend für einen Widerruf des Schutzsta-
tus, da zu berücksichtigen ist, ob sich die Umstände 
so wesentlich und nicht nur vorübergehend verändert 
haben, dass der Ausländer, dem subsidiärer Schutz 
gewährt wurde, tatsächlich nicht länger Gefahr läuft, 
einen ernsthaften Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 
zu erleiden (§ 73b Abs. 2 AsylG). Es müssen folglich 
„erhebliche“ und nicht nur „vorübergehende“ Verän-
derungen hinsichtlich des innerstaatlichen Konflikts 
im Herkunftsland vorliegen, um den Schutzstatus zu 
widerrufen (Bergmann/Dienelt/Bergmann 2018: AsylG 
§ 73 Rn. 5). Sofern im eingeleiteten Widerrufsverfah-
ren keine weitergehenden Widerrufsgründe zum Vor-
schein kommen bzw. sich die Einschätzung der Verfol-
gungslage im Herkunftsland nicht allgemein verändert, 
kann der Schutzstatus einer subsidiär schutzberech-
tigten Person im Falle des § 4 Abs. 1 Nr. 3 AsylG nicht 
allein aufgrund des Behördenkontakts oder einer Reise 
in das Herkunftsland widerrufen werden.
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In diesem Kapitel werden die Verwaltungs- und Ver-
fahrensschritte im Widerrufsverfahren dokumentiert, 
wobei zwischen der Regelwiderrufsprüfung nach spä-
testens drei Jahren und einer anlassbezogenen Wider-
rufsprüfung (z. B. bei Kenntnis über eine Reise in das 
Herkunftsland) zu unterscheiden ist. So werden zu-
nächst die Voraussetzungen der Regelüberprüfung des 
Schutzstatus beschrieben (Kapitel 3.1), bevor die Mit-
wirkungspflichten und Äußerungsmöglichkeiten sei-
tens der Schutzberechtigten benannt werden, die zum 
Zeitpunkt der Fertigstellung dieser Studie einer ge-
setzlichen Änderung unterlagen (Kapitel 3.2). Anschlie-
ßend werden die Zuständigkeiten einzelner Behörden 
und der chronologische Ablauf der jeweiligen Beteili-
gungen bei anlassbezogenen Widerrufsprüfungen do-
kumentiert (Kapitel 3.3), bevor abschließend die Aus-
wirkungen des Widerrufs auf das Aufenthaltsrecht der 
betroffenen Personen und ihrer Familienangehörigen 
beschrieben werden (Kapitel 3.4).
3.1 Regelwiderrufsverfahren 
nach spätestens drei Jahren
Bei anerkannten Flüchtlingen und Asylberechtigten 
erfolgt nach spätestens drei Jahren durch das BAMF 
das sogenannte Regelwiderrufsverfahren (§ 73 Abs. 2a 
AsylG). Hintergrund ist, dass nach drei Jahren erstmals 
eine Aufenthaltsverfestigung durch die Erteilung einer 
Niederlassungserlaubnis erfolgen kann und in diesem 
Zusammenhang noch einmal geprüft werden soll, ob 
die Voraussetzungen für den Schutz noch vorliegen. 
Das BAMF legt hierfür eine Widerrufsakte an, wodurch 
der Versand eines Fragebogens an die zuständige Aus-
länderbehörde angestoßen wird. Auch die Sicherheits-
behörden werden in diesem Zusammenhang einge-
bunden und ein Datenbankabgleich vollzogen. Sowohl 
die Ausländerbehörde als auch die Sicherheitsbehör-
den sind aufgefordert, weitergehende Angaben über 
widerrufsspezifische und -relevante Erkenntnisse zu 
machen (vgl. Ablauf im Detail in Kapitel 3.3). Sofern 
neue Kenntnisse über Widerrufsgründe eingehen, lei-
tet das BAMF das formale Widerrufsverfahren und die 
Überprüfung der Tatbestände ein. Die betreffende Per-
son wird hierüber in einem Schreiben und unter An-
gabe der Widerrufsgründe informiert (z. B. Straffällig-
keit). Sie hat anschließend einen Monat Zeit, sich zum 
Sachverhalt schriftlich zu äußern. Sofern sie sich nicht 
äußert, entscheidet das BAMF nach Aktenlage, was in 
der Regel aufgrund der Anfangsindizien (Reise bzw. 
Behördenkontakt) zum Widerruf führt (§ 73 Abs. 4 
AsylG; Eichler 2016: 108; vgl. auch Kapitel 3.3.6). So-
fern die Voraussetzungen für einen Widerruf oder eine 
Rücknahme vorliegen, teilt das BAMF das Ergebnis der 
Ausländerbehörde (§ 73 Abs. 2a Satz 2 AsylG) und der 
betreffenden Person mit (§ 73 Abs. 4 Satz 3 AsylG). Ist 
die Anerkennung als Asylberechtigter oder die Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft unanfechtbar wi-
derrufen oder zurückgenommen oder aus einem an-
deren Grund nicht mehr wirksam, hat die betreffende 
Person ihren Anerkennungsbescheid und Reiseausweis 
unverzüglich bei der Ausländerbehörde abzugeben 
(§ 73 Abs. 6 i. V. m. § 72 Abs. 2 AsylG).
3.2 Mitwirkungspflichten 
von Schutzberechtigten in 
Widerrufsverfahren
Im Rahmen des Widerrufs- oder Rücknahmeverfah-
rens sah das Gesetz bis Mitte Dezember 2018 keine 
ausdrückliche Mitwirkungspflicht der schutzberechtig-
ten Personen vor. Eine rechtlich abgesicherte Möglich-
keit, die betreffende Person wie im Asylerstverfahren 
zu einer Anhörung und/oder einer erneuten erken-
nungsdienstlichen Behandlung zu laden, um den Sach-
verhalt aufzuklären, bestand nicht. Eine Ausnahme 
bestand dann, wenn im Asylerstverfahren die erken-
nungsdienstliche Behandlung unterblieben war. In 
diesem Fällen wirkte die einmal begründete Mitwir-
kungspflicht (§ 15 i. V. m. § 16 Abs. 1 S. 1 AsylG) auch 
nach Abschluss des Asylverfahrens fort und die betref-
fende Person konnte auch unter Androhung von Ver-
waltungszwang zur erkennungsdienstlichen Behand-
lung geladen werden.
Am 12. Dezember 2018 trat das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Asylgesetzes in Kraft und damit eine 
Ausweitung der Mitwirkungspflicht von Schutzbe-
rechtigten in Widerrufs- und Rücknahmeverfahren 
(Deutscher Bundestag 2018a: 2). Das Gesetz sieht die 
Änderung des § 73 AsylG vor und betrifft somit Wi-
derrufs- und Rücknahmeverfahren sowohl von aner-
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kannten Flüchtlingen und Asylberechtigten als auch 
von subsidiär Schutzberechtigten (nach § 73b Abs. 4 
AsylG) und Personen mit nationalem Abschiebungs-
verbot (nach § 73c Abs. 3 AsylG). Der neu gefasste § 73 
Abs. 3a AsylG lautet wie folgt:
„Der Ausländer ist nach Aufforderung durch das 
Bundesamt persönlich zur Mitwirkung bei der Prü-
fung des Vorliegens der Voraussetzungen des Wi-
derrufs oder der Rücknahme der Anerkennung als 
Asylberechtigter oder der Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft verpflichtet, soweit dies für die 
Prüfung erforderlich und dem Ausländer zumutbar 
ist. § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Nummer 1, 4, 5 
und 7 und Absatz 3 sowie § 16 Absatz 1 bis 4 und 6 
gelten entsprechend, hinsichtlich der Sicherung der 
Identität durch erkennungsdienstliche Maßnahmen 
(§ 16 Absatz 1 Satz 1 und 2) mit der Maßgabe, dass 
sie nur zulässig ist, soweit die Identität des Auslän-
ders entgegen einer zuvor bestehenden Verpflich-
tung nicht gesichert worden ist. Das Bundesamt 
kann den Ausländer mit Mitteln des Verwaltungs-
zwangs zur Erfüllung seiner Mitwirkungspflichten 
anhalten. Kommt der Ausländer den Mitwirkungs-
pflichten nicht oder nicht vollständig nach, kann 
das Bundesamt nach Aktenlage entscheiden, sofern
1. die unterbliebene Mitwirkungshandlung nicht 
unverzüglich nachgeholt worden ist oder
2. der Ausländer die Mitwirkungspflichten ohne 
genügende Entschuldigung verletzt hat.
Bei der Entscheidung nach Aktenlage sind für die 
Entscheidung über einen Widerruf oder eine Rück-
nahme nach dieser Vorschrift oder nach § 48 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes sämtliche maß-
geblichen Tatsachen und Umstände zu berück-
sichtigen. Ferner ist zu berücksichtigen, inwieweit 
der Ausländer seinen Mitwirkungspflichten nach-
gekommen ist. Der Ausländer ist durch das Bun-
desamt auf Inhalt und Umfang seiner Mitwir-
kungspflichten nach dieser Vorschrift sowie auf die 
Rechtsfolgen einer Verletzung hinzuweisen.“
Auch § 73 Abs. 4 Satz 1 AsylG wird neu gefasst und 
sieht nun vor:
„In den Fällen, in denen keine Aufforderung durch 
das Bundesamt nach Absatz 3a erfolgt ist, ist dem 
Ausländer die beabsichtigte Entscheidung über 
einen Widerruf oder eine Rücknahme nach dieser 
Vorschrift oder nach § 48 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes schriftlich mitzuteilen und ihm ist Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben.“
Begründend heißt es im Gesetzentwurf, dass das Asyl-
gesetz zwar „umfassende Mitwirkungspflichten“ hin-
sichtlich des Asylantragsverfahrens enthielt, „jedoch 
keine Mitwirkungspflichten der Betroffenen in Wi-
derrufs- und Rücknahmeverfahren nach § 73 AsylG“ 
(Deutscher Bundestag 2018a: 8). In der Folge bedeu-
tete dies wie oben beschrieben, dass das BAMF „in 
Widerrufs- und Rücknahmeverfahren auf die Erkennt-
nisse der Sicherheits- und Ausländerbehörden oder die 
Kooperationsbereitschaft der Betroffenen angewiesen“ 
war (Deutscher Bundestag 2018a: 10). Die Gesetzesän-
derung verankert hingegen die Mitwirkungspflicht, die 
auch in Widerrufsverfahren aufgrund von Reisen in das 
Herkunftsland und/oder Behördenkontakten anwend-
bar ist und eine mündliche oder schriftliche Mitwir-
kung nun gefordert und per Verwaltungszwang durch-
gesetzt werden kann. Die Mitwirkungspflicht gilt dabei 
auch, wenn die betreffende Person sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lässt (§ 15 Abs. 1 Satz 2 
AsylG). Zu den Mitwirkungspflichten gehören dabei 
unter anderem die erforderlichen Angaben mündlich 
und nach Aufforderung auch schriftlich zu machen, 
den Pass oder Passersatz sowie alle erforderlichen Ur-
kunden und sonstigen Unterlagen15 vorzulegen, auszu-
händigen und zu überlassen und die vorgeschriebenen 
erkennungsdienstlichen Maßnahmen zu dulden (§ 15 
Abs. 2 Nr. 1, 4, 5 und 7 AsylG).
Die Änderung der Mitwirkungspflichten dient dabei 
„auch der nachträglichen Überprüfung der Richtigkeit 
der vor dem Hintergrund des Migrationsgeschehens 
insbesondere der Jahre 2015 und 2016 unter hoher 
Arbeitsbelastung zustande gekommenen asylrecht-
lichen Entscheidungen und ist geeignet, die politi-
sche Diskussion zu diesen Entscheidungen zu befrie-
den“ (Deutscher Bundestag 2018a: 8). So stellt sich 
das BAMF auf eine hohe Anzahl solcher Regelüber-
prüfungen ein. Laut Präsidenten des BAMF, Hans-
Eckhard Sommer, hat das BAMF bis Ende 2020 mehr 
als 773.000 Asylbescheide16 zu überprüfen: „Dies sei 
15 Zu erforderlichen Urkunden und sonstigen Unterlagen zählen 
insbesondere Urkunden und Unterlagen, die neben dem Pass 
oder Passersatz für die Feststellung der Identität und Staatsan-
gehörigkeit von Bedeutung sein können, von anderen Staaten 
erteilte Visa, Aufenthaltstitel und sonstige Grenzübertrittspapie-
re, Flugscheine und sonstige Fahrausweise, Unterlagen über den 
Reiseweg vom Herkunftsland in das Bundesgebiet, die benutz-
ten Beförderungsmittel und über den Aufenthalt in anderen 
Staaten nach der Ausreise aus dem Herkunftsland und vor der 
Einreise in das Bundesgebiet sowie alle sonstigen Urkunden und 
Unterlagen, auf die der Ausländer sich beruft oder die für die zu 
treffenden asyl- und ausländerrechtlichen Entscheidungen und 
Maßnahmen einschließlich der Feststellung und Geltendma-
chung einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen Staat 
von Bedeutung sind (§ 15 Abs. 3 AsylG).
16 „Für 2018 und 2019 sind insgesamt 550.864 Verfahren zu 
überprüfen, davon entfallen 191.678 Verfahren auf die Menge 
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eine ‚bis dato einmalige‘ Herausforderung, von der zu 
befürchten sei, dass sich in diesem Zeitraum sämtli-
che Ressourcen auf Widerrufsverfahren konzentrieren 
könnten. In dieser Lage sei die geplante Einführung 
einer Mitwirkungspflicht der Betroffenen ein ‚wichti-
ger und zielführender Beitrag‘ von ‚außerordentlicher 
Bedeutung‘ für die Arbeit des BAMF“ (Deutscher Bun-
destag 2018b).
Der UNHCR merkte zur geplanten Einführung der 
Mitwirkungspflichten an, dass „[o]bwohl die GFK die 
Rücknahme der Entscheidung über den Flüchtlings-
schutz nicht regelt, ist es nicht Zweck der Konvention, 
Personen internationalen Schutz zu gewähren, die die-
ses Schutzes gar nicht bedürfen, weil sie die Voraus-
setzungen nicht erfüllen. Im Interesse der Integrität 
des Flüchtlingsschutzes im Sinne der GFK steht die 
Rücknahme von falschen Entscheidungen zur Schutz-
gewährung daher im Einklang mit Ziel und Zweck der 
Konvention. Allerdings stehen Rücknahmeentschei-
dungen im Spannungsverhältnis zum völkerrecht-
lich gebotenen Prinzip der Rechtssicherheit und unter 
Umständen des Vertrauensschutzes. Daher sollten die 
Gründe für eine Rücknahme einer ursprünglich fal-
schen Entscheidung nachgewiesen, die Folgen einer 
Rücknahme nicht unverhältnismäßig sein und das Ver-
fahren dem Gebot der Fairness genügen“ (UNHCR 
2018: 2).
Der Deutsche Anwaltverein wiederum kritisierte in 
einer Stellungnahme den Gesetzentwurf dahinge-
hend, dass der Gesetzgeber mit der Gesetzesände-
rung versuche, „vermeintliche Fehler des BAMF, die 
im Asylerstverfahren zu einer für Betroffene günstigen 
Entscheidung – Anerkennung als Asylberechtigter, Zu-
erkennung internationalen Schutzes oder Feststellung 
eines Abschiebungsverbotes – geführt haben kön-
nen, aufzuspüren und gegebenenfalls zu berichtigen. 
Er geht dabei teilweise über den Rahmen hinaus, den 
ihm Anerkennungs- und Verfahrensrichtlinie setzen. 
Außerdem lässt der Gesetzentwurf im Unklaren, wann 
Zwangsmaßnahmen erlaubt sind, so dass solche Maß-
nahmen verfassungsrechtlichen Bedenken unterlie-
gen“ (Deutscher Anwaltverein 2018: 2).
der vorgezogenen sowie 359.186 Verfahren auf die Menge der 
regulären Regelüberprüfung. Abgeschlossen wurde insgesamt 
bereits die Überprüfung von 59.310 Verfahren. In lediglich 349 
(0,6 %) und (0,2 %) der Verfahren erfolgte ein Widerruf bzw. eine 
Rücknahme der Entscheidung“ (BAMF 2018: 1f.).
3.3 Melde­ und Verfahrens­
abläufe bei anlassbezogener 
Prüfung nach Kenntnis über 
einen Behördenkontakt 
und/oder eine Reise in das 
Herkunftsland
Neben der Regelwiderrufsüberprüfung kann davor 
und danach auch eine anlassbezogene Widerrufsprü-
fung erfolgen. Anlässe können beispielsweise Erkennt-
nisse über eine Identitätstäuschung im Asylverfahren, 
über eine Sicherheitsgefährdung oder Straftaten durch 
die Person oder die für diese Studie zentralen Anlässe 
einer Reise in das Herkunftsland oder einen Kontakt 
zu Behörden des Herkunftslandes sein.
Wesentlich für das Einleiten eines Widerrufsverfah-
rens aufgrund einer Reise in das Herkunftsland oder 
eines Kontakts mit Behörden des Herkunftslandes ist 
das Bekanntwerden einer solchen Reise oder eines 
entsprechenden Kontaktes (Kapitel 3.3.1 und 3.3.2; 
vgl. Abbildung 4). In einem ersten Schritt erfolgt ent-
sprechend die Feststellung einer Reise oder eines Be-
hördenkontakts, worüber die jeweilige feststellende 
Behörde das BAMF informiert, bevor dort ein Wider-
rufsverfahren und eine Überprüfung der Umstände 
eingeleitet werden, wozu wiederum die Ausländerbe-
hörden als auch die Sicherheitsbehörden einbezogen 
werden und die betreffende schutzberechtigte Person 
Stellung nehmen kann (Kapitel 3.3.3-3.3.8; vgl. Abbil-
dung 5).
3.3.1 Kenntniserlangung über eine Reise in das 
Herkunftsland
In einer Mehrzahl der Fälle erlangt die Bundespolizei 
(BPOL) im Rahmen der Passkontrolle Kenntnis über 
eine Reise von Schutzberechtigten in ihr Herkunfts-
land (siehe Abbildung 4). Dies erfolgt in erster Linie bei 
der Passkontrolle am Flughafen, vereinzelt aber auch 
bei sonstigen Kontrollen des grenzüberschreitenden 
Verkehrs, wie etwa an den Seehäfen oder im Rahmen 
der im Herbst 2015 temporär wieder eingeführten 
Kontrollen an der Bundesgrenze zu Österreich oder 
sonstigen anlassbezogenen Prüfungen. Sofern sich aus 
den Reisepapieren ergibt, dass sich eine in Deutsch-
land lebende schutzberechtigte Person in ihr Her-
kunftsland begeben hat, leitet die BPOL die Informa-
tion an das BAMF weiter.





Behörden können über verschiedene 
Wege Kenntnis über die Reise in das 
Herkunftsland erlangen und sind ver-
pflichtet, dies dem BAMF zu melden 









Einzelne Grenzpolizeien anderer Schengen-
Staaten melden der Bundespolizei, wenn 
Schutzberechtigte aus Deutschland über 
ihr Land in das Herkunftsland gereist sind.




Quelle: Gesamtinfografik auf S. 40/41; © Burak Korkmaz
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Reist eine schutzberechtigte Person nicht direkt über 
einen deutschen Flughafen in das Herkunftsland, son-
dern über einen anderen Mitgliedstaat des Schengen-
raums, so erfolgt die Passkontrolle nicht in Deutsch-
land, sondern im jeweiligen Schengen-Staat. Die 
deutschen Behörden erfahren in diesem Fall nicht 
automatisch von der Reise in das Herkunftsland. Ein 
entsprechendes allgemeines Meldesystem oder eine 
gemeinsame Datenbank existieren für diesen Zweck 
nicht. Die Weitergabe solcher Informationen zwischen 
einzelnen Schengen-Staaten durch die jeweiligen 
Grenzpolizeibehörden erfolgt allerdings über bilaterale 
Kooperationsvereinbarungen zwischen einzelnen Staa-
ten und Behörden. Diese Kooperationen sind in den 
vergangenen Jahren auch zwischen deutschen Behör-
den und den grenzpolizeilichen Akteuren anderer Län-
der und einzelnen Flughäfen ausgebaut worden. Diese 
Kooperationen beinhalten, dass die jeweiligen grenz-
polizeilichen Behörden der Bundespolizei melden, 
wenn sie Kenntnis über eine Reise eines in Deutsch-
land lebenden Schutzberechtigten in das Herkunfts-
land erhalten. Ebenso meldet die BPOL entsprechende 
Fälle an die Kooperationsbehörden in anderen Staaten.
Auch die jeweils für die schutzberechtigte Person zu-
ständige Ausländerbehörde erhält mitunter Kennt-
nis über eine Reise in das Herkunftsland (siehe Ab-
bildung 4). Ausländerbehörden überprüfen allerdings 
nicht systematisch die Pässe von Schutzberechtigten 
auf Stempel einer Ein- und Ausreise des Herkunftslan-
des. Laut der Landesregierung von Baden-Württem-
berg wäre „eine Anweisung an die Ausländerbehörden 
des Landes zur generellen, anlasslosen Überprüfung 
aller deutschen Passersatzpapiere auf Grenzstem-
pel des Herkunftslandes oder benachbarter Staaten 
unverhältnismäßig“ (Landtag Baden-Württemberg 
2016: 8). Die Ausländerbehörden können dennoch 
über diverse Wege Informationen über eine Reise in 
das Herkunftsland eines Schutzberechtigten in ihrem 
Zuständigkeitsgebiet erhalten, sei es durch „Informa-
tion durch die Bundespolizei, Information durch Ver-
tretungen anderer Schengen-Staaten, Anzeige durch 
Dritte, freiwillige Vorlage des Passes durch den Aus-
länder bei der Ausländerbehörde, Unachtsamkeit des 
Ausländers gegenüber der Ausländerbehörde, Vorlage 
des Passes bei einer anderen Behörde (etwa Standes-
amt zur Eheschließung, Jobcenter) und Mitteilung 
durch diese Behörde, polizeiliche Aufgriffe, Informa-
tion durch Flüchtlingshelfer“ (Landtag Baden-Würt-
temberg 2016: 6).
Zuständige Jobcenter erhalten mitunter Kenntnis über 
eine Reise in das Herkunftsland, wenn erwerbslose 
Schutzberechtigte, die Leistungen nach SGB II und III 
beziehen, sich länger als die gestatteten drei Wochen 
Abwesenheitszeit außerhalb des zeit- und ortsnahen 
Abbildung 4:  Kenntniserlangung über die Reise und Meldung an das BAMF
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Bereichs aufhalten (vgl. Kapitel 2.3.1). Sofern ein Job-
center bei der Überprüfung der Umstände für die Ab-
wesenheit Kenntnis über eine Reise in das Herkunfts-
land erhält, leitet es diese Information in der Regel 
zunächst an die Ausländerbehörde und nicht direkt 
an das BAMF weiter. Die Ausländerbehörde wiederum 
leitet die Information anschließend an das BAMF (vgl. 
Kapitel 3.3.2).
Auch können deutsche Auslandsvertretungen (Bot-
schaften und Konsulate) Kenntnis über Reisen in die 
Herkunftsländer erhalten, sei es durch Kontaktersu-
chen seitens der Schutzsuchenden in oder aus den 
Herkunftsländern selbst oder in den Nachbarländern 
der Herkunftsstaaten.
3.3.2 Meldungen anderer Behörden an das 
BAMF
Seit Inkrafttreten des ‚Gesetzes zur besseren Durch-
setzung der Ausreisepflicht‘ am 29. Juli 2017 sind die 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die mit 
der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs beauftragten Behörden, die Ausländer-
behörden sowie die deutschen Auslandsvertretungen 
dazu verpflichtet, dem BAMF mitzuteilen, „wenn sie 
von Umständen Kenntnis erlangt haben, dass ein Asyl-
berechtigter oder ein Ausländer, dem internationaler 
Schutz […] zuerkannt worden ist, in sein Herkunftsland 
[…] gereist ist“ (§ 8 Abs. 1c AsylG).
Die entsprechenden Behördenmeldungen an das 
BAMF erfolgen in der Regel via E-Mail, selten auch te-
lefonisch. Im Falle der Meldung durch die BPOL wer-
den bei der elektronischen Übermittlung die Perso-
nen-, Pass- sowie Reisewegs- und Flugdaten (inkl. 
Dauer des Aufenthalts im Herkunftsland) weiterge-
leitet. Die BPOL selbst erfragt nicht die Gründe für 
die Reise in das Herkunftsland, so dass es sich bei den 
übermittelten Daten zunächst um rein formale Infor-
mationen handelt. Die Prüfung der Reisegründe er-
folgt erst durch das BAMF.
3.3.3 Einleitung des Widerrufsverfahrens 
durch das BAMF
Nach Eingang der Meldung wird im BAMF ein Prüf-
verfahren eingeleitet (siehe Abbildung 5). Hierfür wird 
eine Widerrufsakte für die entsprechende Person an-
gelegt. Die Aktenanlage geht mit dem automatischen 
Versand eines Fragebogens an die zuständige Aus-
länderbehörde sowie die Sicherheitsbehörden einher 
(gleiches Verfahren wie im bisherigen Regelwiderrufs-
verfahren). Die Ausländerbehörden werden gebeten, 
Angaben zu aktuellen sowie weiterführenden wider-
rufsspezifischen und -relevanten Erkenntnissen zu 
machen. Die Sicherheitsbehörden wiederum werden 
gebeten, mitzuteilen, wenn ihnen sicherheitsrelevante 
Erkenntnisse vorliegen, die mit Blick auf einen Wider-
ruf von Relevanz sein können. 
Die Behörden erhalten eine Frist von einem Monat 
zur Rückmeldung, wobei die Sicherheitsbehörden nur 
dann Rückmeldung erstatten, wenn tatsächlich rele-
vante Kenntnisse vorliegen. In diesem Prozess kommt 
es vor, dass widerrufsrelevante Tatbestände übermit-
telt werden, die unabhängig der Reise in das Her-
kunftsland zu einem Widerruf führen (z. B. Hinweis 
über laufende Gerichtsverfahren aufgrund von Strafta-
ten der betreffenden Personen).
Die Anfrage der Ausländer- und Sicherheitsbehörden 
stellt einen Automatismus dar, der unabhängig vom 
jeweiligen Widerrufsgrund erfolgt – also auch im Falle 
der Regelüberprüfung des Schutzstatus nach drei Jah-
ren angestoßen wird und zunächst nicht spezifisch 
den Anlass der Überprüfung benennt (beispielsweise 
erste Kenntnisse über Reisen in das Herkunftsland der 
Schutzberechtigten).
Sofern die Behördenabfrage weitergehende Informati-
onen und plausible Gründe für die Reise oder den Be-
hördenkontakt liefert, die den Schluss zulassen, dass 
keine erneute Unterschutzstellung im Herkunftsstaat 
erfolgte, kann das BAMF die Einleitung des formalen 
Widerrufsverfahrens an dieser Stelle noch unterlas-
sen. Gehen hingegen keine entlastenden Informatio-
nen oder zusätzliche belastende Hinweise (auch unab-
hängig der Reise oder des Behördenkontakts, wie zum 
Beispiel Hinweise auf laufende Gerichtsverfahren) ein, 
leitet das BAMF das formale Widerrufsverfahren ein – 
entweder auf dem Stand der ersten Kenntnisse über 
die Reise in das Herkunftsland oder auf Grundlage der 
übermittelten neuen bzw. ergänzenden Kenntnisse 
seitens der Ausländer- bzw. Sicherheitsbehörden. Hier-
für wird ein Schreiben mit Zustellungsnachweis an die 
betreffende Person gesandt (§ 73 Abs. 4 Satz 1 AsylG), 
in dem mitgeteilt wird, dass das BAMF beabsichtigt, 
den Schutzstatus zu widerrufen. Begründet wird dies 
mit spezifischen Angaben zu den erlangten Kenntnis-
sen über die Reise in das Herkunftsland bzw. sonstigen 
Widerrufsgründen und dass daraus geschlossen werde, 
dass anscheinend keine Verfolgung im Herkunftsstaat 
mehr vorliegt und davon ausgegangen werde, dass 
sich die betreffende Person erneut unter den Schutz 





































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































3.3.4 „Unverzügliche“ Widerrufsprüfung bei 
Reisen und Kontakten mit Behörden des 
Herkunftslandes
Nach § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylG sind die Flüchtlingsei-
genschaft und die Asylberechtigung unverzüglich zu 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen für sie nicht 
mehr vorliegen. Grundsätzlich hat das BAMF folglich 
unmittelbar nach Bekanntwerden von Tatbeständen, 
die solchen Voraussetzungen entgegenstehen, das Wi-
derrufsverfahren einzuleiten. 
Aufgrund der hohen Anzahl der nach Deutschland ge-
kommenen Schutzsuchenden, insbesondere in den 
Jahren 2015 und 2016, war das BAMF zwischenzeitlich 
nicht in der Lage, alle Verfahren und Aufgaben zeitnah 
zu erledigen, was durch einen starken Personalauf-
bau, Aufgabenpriorisierungen und diverse flankierende 
Maßnahmen zur Prozesserleichterung kompensiert 
wurde (Grote 2018). Entsprechend lag der Fokus auf 
der Durchführung der Asylverfahren, aber insbeson-
dere seit den Jahren 2017 und 2018 auch auf Wider-
rufsregelüberprüfungen, wofür das Widerrufsreferat 
im BAMF zusätzliches Personal erhielt. So ist es mög-
lich, dass bei der Widerrufsregelüberprüfung Kennt-
nisse über eine Reise in das Herkunftsland oder ein 
Kontakt zu Behörden des Herkunftslandes auch nach-
träglich bzw. mit größerem zeitlichen Abstand über-
prüft werden. 
Das Gebot der Unverzüglichkeit dient nach ständi-
ger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
ausschließlich öffentlichen Interessen, so dass ein et-
waiger Verstoß dagegen keine Rechte des betroffenen 
Ausländers verletzen kann (BVerwG 2006: 1 C 15.05). 
So können Kenntnisse über fehlende Voraussetzungen 
unter Umständen auch zu einem späteren Zeitpunkt 
seitens des BAMF geltend gemacht werden – spätes-
tens jedoch nach Ende der Dreijahresfrist. Demnach ist 
laut BAMF zu erwarten, dass im Rahmen der bevor-
stehenden Regelüberprüfung Hunderttausender Fälle 
auch Hinweise auf Reisen in das Herkunftsland oder 
Kontakte mit Behörden des Herkunftslandes Berück-
sichtigung finden werden, die bisher nicht abschlie-
ßend bearbeitet oder geprüft werden konnten. Dies 
gilt insbesondere für Fälle und Meldungen vor Mitte 
2018. Seither wird bei neu eingehenden Hinweisen auf 
Reisen in das Herkunftsland oder Kontakte mit Behör-
den des Herkunftslandes in der Regel unverzüglich ein 
Widerrufsverfahren eingeleitet.
3.3.5 Gelegenheit zur Stellungnahme seitens 
der Schutzberechtigten
Die schutzberechtigen Personen haben nach Eingang 
der Mitteilung des BAMF einen Monat Zeit, um sich 
schriftlich zu äußern (§ 73 Abs. 4 Satz 2 AsylG). Auf 
Grundlage der Erfahrungswerte des BAMF konsultie-
ren Schutzberechtigte an dieser Stelle häufig eine An-
wältin oder einen Anwalt und lassen sich in der Folge 
durch diese im Austausch mit dem BAMF vertreten.
Die schriftlichen Stellungnahmen seitens der rechts-
anwaltlichen Vertretung beinhalten meist Erläuterun-
gen über die Beweggründe für die Reise in das Her-
kunftsland sowie Glaubhaftmachungen in Form von 
unterstützenden Unterlagen. Diese können je nach Be-
weggrund für die Reise beispielsweise Todesanzeigen 
in Zeitungen, Todesurkunden, Fotos der Trauerfeier, 
Krankenhausmeldungen und -verlegungspläne, sons-
tige Nachweise über die Dringlichkeit des Aufenthalts 
und ähnliches umfassen. Umfang und Detaildichte der 
Erläuterungen unterscheiden sich bei den Stellung-
nahmen mitunter stark, wobei die Prüfung berück-
sichtigt, dass bestimmte Dokumente in bestimmten 
Herkunftsregionen nicht gebräuchlich sind oder ange-
sichts der Umstände nicht eingeholt werden konnten.
Sofern die Einreise in den Herkunftsstaat über Nach-
barländer und ggf. undokumentiert von staatlichen 
Stellen des Herkunftslandes erfolgte, können auch Be-
schreibungen der Reiseroute angebracht werden. Letz-
tere werden von den prüfenden Mitarbeitenden im 
Zweifel mit den jeweiligen Auslandsvertretungen oder 
Fachreferaten im BAMF auf Plausibilität überprüft.
Auf eine persönliche Anhörung zur Überprüfung der 
Angaben wird in der Regel verzichtet, wobei dies mög-
lich ist und in der Vergangenheit in Einzelfällen auch 
vorgenommen wurde. In diesen Fällen bittet das in 
Nürnberg ansässige Widerrufsreferat die zuständige 
Außenstelle des BAMF am Lebensort der Schutzbe-
rechtigten, die Anhörung in Absprache mit dem Wi-
derrufsreferat durchzuführen, wobei eine Teilnahme 
an einer solchen Anhörung bis zum Zeitpunkt der Fer-
tigstellung dieser Studie auf Freiwilligkeit seitens der 
betreffenden Personen basierte.
Wie beschrieben, trat am 12. Dezember 2018 das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Asylgesetzes in Kraft, 
das zusätzliche Mitwirkungspflichten von Schutzbe-
rechtigten im Widerrufsverfahren eingeführt hat, was 
in erster Linie auf die Regelüberprüfung ausgelegt ist, 
aber auch die in dieser Studie beschriebenen anlassbe-
zogenen Widerrufsverfahren tangieren kann (vgl. Kapi-
tel 3.2; Deutscher Bundestag 2018a).
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3.3.6 Prüfung der Stellungnahme durch das 
BAMF
Das BAMF prüft nach fristgerechtem Eingang der Stel-
lungnahme seitens der Schutzberechtigten die unter-
stützenden Unterlagen auf ihre Echtheit und die indi-
viduellen Beweggründe auf ihre Plausibilität – auch in 
Hinblick auf die grundsätzlichen Beurteilungsfaktoren 
(u. a. Aufenthaltsdauer und -ort, Freiwilligkeit, Art des 
Kontakts zu staatlichen Behörden). Das BAMF prüft, 
ob sich aus den Indizien sowie den häufig mitge-
sandten Nachweisen eine erneute Inanspruchnahme 
des Schutzes des Herkunftsstaates ergibt oder nicht.
Erfolgt keine schriftliche Stellungnahme durch die 
Schutzberechtigten innerhalb der gesetzten Rückmel-
defrist, entscheidet das BAMF nach Aktenlage (§ 73 
Abs. 4 Satz 3 AsylG), was aufgrund der Indizien in der 
Regel den Widerruf des Schutzstatus zur Folge hat.
3.3.7 Zustellung des Widerrufsbescheids 
durch das BAMF
Im Falle eines Widerrufs fertigt das BAMF einen Wi-
derrufsbescheid an, wobei zur Qualitätssicherung das 
Vier-Augen-Prinzip sowie stichprobenartig weitere 
qualitätssichernde Maßnahmen angewandt werden. 
Der Bescheid greift in seiner Begründung unter Wür-
digung des Erstasylverfahrens sowohl den Sachverhalt, 
der zur Einleitung des Widerrufsverfahrens geführt 
hat, als auch die Argumente aus der Stellungnahme 
der Schutzberechtigten auf. Eine Ausfertigung des Be-
scheids geht an die schutzberechtigte Person bzw. ihre 
rechtliche Vertretung sowie eine Kopie an die Auslän-
derbehörde. Das BAMF prüft zudem, ob Familienan-
gehörige (nach § 26 AsylG) ihre Asylberechtigung oder 
Flüchtlingseigenschaft von der betreffenden Person 
ableiten und/oder ob bei ihnen ebenfalls die Voraus-
setzungen für einen Widerruf vorliegen und eigene 
Widerrufsverfahren eingeleitet werden (nach § 73 
Abs. 2b AsylG). Ergibt die Widerrufsprüfung keinen 
Widerrufsgrund, teilt das BAMF der schutzberechtig-
ten Person bzw. ihrer rechtlichen Vertretung und der 
Ausländerbehörde ebenfalls schriftlich mit, dass das 
Widerrufsverfahren formlos beendet wurde.
3.3.8 Klage auf Aufhebung des Widerrufs des 
Schutzstatus
Die betreffende Person kann vor dem zuständigen 
Verwaltungsgericht Rechtsmittel gegen den Wider-





Ist der Widerruf des Schutzstatus durch das BAMF un-
anfechtbar oder sofort vollziehbar, müssen die betref-
fende Personen sowohl ihren Anerkennungsbescheid 
als auch den Reiseausweis für Flüchtlinge bei der zu-
ständigen Ausländerbehörde abgeben (§ 72 Abs. 2 und 
§ 73 Abs. 6 AsylG). „Weigert sich der Ausländer, ist die 
Abgabepflicht im Wege der Verwaltungsvollstreckung 
durchzusetzen“ (52.1.4.1 AVwV-AufenthG).
Der Widerruf des Schutzstatus geht nicht automatisch 
mit dem Verlust des Aufenthaltstitels und der Been-
digung des Aufenthalts in Deutschland einher (vgl. 
Abbildung 6). Zwar kann der Widerruf des Schutz-
status (sowohl Anerkennung als Flüchtling, Asylaner-
kennung als auch subsidiärer Schutz) zum Widerruf 
des Aufenthaltstitels führen (§ 52 Abs. 1 Nr. 4 Auf-
enthG), allerdings prüft die zuständige Ausländer-
behörde nach Eingang des Widerrufsbescheides des 
BAMF zunächst die Voraussetzungen für den Widerruf 
des Aufenthaltstitels nach Ermessen, wobei sie für die 
Prüfung „davon ausgehen [kann], dass ein gewichtiges 
öffentl[iches] Interesse am Widerruf besteht“ (Berg-
mann/Dienelt/Bauer/Dollinger 2018: AufenthG § 52 
Rn. 15).
Bei der Ermessensentscheidung berücksichtigt die 
Ausländerbehörde unter anderem die bisherige Auf-
enthaltsdauer und die „Integrationsleistungen“ (Mül-
ler 2016: AsylVfG § 72 Rn. 26-27) sowie „sämtliche 
Umstände des Einzelfalls und damit auch die schutz-
würdigen Belange des Betroffenen, insb. sein be-
rechtigtes Interesse an einem weiteren Verbleib in der 
Bundesrepublik“ (Möller 2016: AufenthG § 52 Rn. 22; 
H. i. O.), wobei sich die Ermittlung schutzwürdiger Be-
lange an den §§ 53 Abs. 2 und 55 AufenthG orientiert 
(Bergmann/Dienelt/Bauer/Dollinger 2018: AufenthG 
§ 52 Rn. 15). Darunter fallen beispielsweise „die Dauer 
des rechtmäßigen Aufenthaltes, schutzwürdige per-
sönliche, wirtschaftliche und sonstige Bindungen im 
Bundesgebiet, die Folgen des Widerrufs für Familien-
angehörige und Lebenspartner sowie etwaige Dul-
dungsgründe. […] Darüber hinaus sind etwa ein hohes 
Lebensalter, Krankheit oder Erwerbsunfähigkeit, die 
regelmäßig die Reintegration eines Flüchtlings in sei-
Abbildung 6:  Aufenthaltsrechtliche Folgen des Widerrufs
Phase 4/Aufenthaltsrechtliche Folgen
Prüfung, ob ein asyl- 
unabhängiges und eigenes 
Aufenthaltsrecht besteht.
Prüfung, ob Abschiebehindernisse 
bestehen und ggf. Erteilung einer 
Duldung.
Wird der Aufenthaltstitel widerrufen, ergeht in der Regel eine 
Ausreiseaufforderung mit Fristsetzung zur freiwilligen Ausreise. 












Widerruf des Aufenthalts- 
titels nach Ermessen
 (§ 52 Abs. 1 Nr. 
4 AufenthG).
37Widerrufsverfahren
nem Herkunftsstaat beeinträchtigen oder unmöglich 
machen, sowie andere Reintegrationshindernisse im 
Rahmen des Widerrufsermessens erheblich. Zu be-
rücksichtigen sind ferner eine erfolgte soziale, kultu-
relle und berufliche Integration. Ist der Betroffene 
(mehrfach) straffällig geworden, darf die ABH [Aus-
länderbehörde; A. d. A.] nicht nur die Zahl der Strafta-
ten in den Blick nehmen, sondern hat sie nach Art und 
Zeitpunkt zu würdigen und zu prüfen, welches Maß an 
Gefährdung künftig vom Betroffenen ausgeht“ (Möller 
2016: AufenthG § 52 Rn. 22; H. i. O.).
Die Ausländerbehörde prüft zudem, ob der betreffen-
den Person ein asylunabhängiges und eigenes Auf-
enthaltsrecht zusteht. So ist der Widerruf des Auf-
enthaltstitels ausgeschlossen, „wenn der Betroffene 
bereits vor seiner Asylberechtigung oder der Zuer-
kennung der Flüchtlingseigenschaft im Besitz eines 
gleichwertigen AT [Aufenthaltstitels, A. d. A.] war oder 
ihm nunmehr aus einem anderen Rechtsgrund ein An-
spruch auf Erteilung eines solchen Titels zusteht (Bei-
spiel: Die Asylberechtigung wurde widerrufen, der 
Betroffene hat jedoch aufgrund einer inzwischen er-
folgten Eheschließung Anspruch auf Erteilung einer 
AE [Aufenthaltserlaubnis, A. d. A.] nach §§ 27 ff [Auf-
enthG; Aufenthaltserlaubnis im Familiennachzug]). Im 
ersten Fall wurde der ursprünglich erteilte AT gleich-
sam durch den aus Gründen des Verfolgungsschutzes 
erteilten überlagert, im zweiten Fall würde es gegen 
das aus dem Grundsatz von Treu und Glauben folgen-
den Verbot widersprüchlichen Verhaltens verstoßen“ 
(Möller 2016: AufenthG § 52 Rn. 22).
Verfügte die betreffende Person vor Widerruf des 
Schutzstatus über eine Niederlassungserlaubnis, kann 
„die aufenthaltsrechtliche Situation des Ausländers 
(vgl. z. B. Erfüllung der Voraussetzungen nach den Fa-
miliennachzugsvorschriften) dazu führen, dass dem 
Ausländer danach eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird bzw. werden kann, wenn er die materiell-recht-
lichen Voraussetzungen hierfür erfüllt. In diesem Fall 
erübrigen sich aufenthaltsbeendende Maßnahmen“ 
(52.1.4.6 AVwV-AufenthG).
Widerruft die Ausländerbehörde nach Prüfung der 
benannten Voraussetzung auch den Aufenthaltsti-
tel, ergeht mit dem Widerruf in der Regel eine Aus-
reiseaufforderung. Kommt die betreffende Person der 
Aufforderung zur Ausreise innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, kann die Ausländerbehörde auch die 
zwangsweise Rückführung (Abschiebung) anordnen 
(Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 22).
Auch gegen den Bescheid zum Widerruf des Aufent-
haltstitels kann die betreffende Person Anfechtungs-
klage vor dem zuständigen Verwaltungsgericht einrei-
chen.
3.4.1 Konsequenzen des Widerrufs für 
Familienangehörige
Der Widerruf eines Schutzstatus durch das BAMF 
sowie ein anschließender Widerruf der Aufenthaltser-
laubnis durch die zuständige Ausländerbehörde kann 
auch zum Widerruf des Aufenthaltstitels von Famili-
enangehörigen führen, sofern ihnen kein eigenstän-
diger Anspruch auf den Aufenthaltstitel zusteht (§ 52 
Abs. 1 Satz 2 AufenthG). Ein entsprechender Anspruch 
auf einen eigenen Aufenthaltstitel kann beispielsweise 
Ehe- und Lebenspartnerinnen sowie -partnern (§ 31 
AufenthG) oder Kindern (§ 26 Abs. 3 AufenthG) zuste-
hen.
Quelle: Gesamtinfografik auf S. 40/41; © Burak Korkmaz
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Für Reisen von Schutzberechtigten in ihr Herkunfts-
land oder Kontakt zu Behörden des Herkunftslan-
des können vielfältige Gründe vorliegen. Sofern dies 
deutschen Behörden bekannt wird, wird im Wider-
rufsverfahren geprüft, ob die Voraussetzungen für die 
Schutzgewährung noch vorliegen oder ob sich die be-
treffende Person möglicherweise erneut unter den 
Schutz des Herkunftslandes gestellt hat und damit 
den Schutz des aufnehmenden Landes nicht mehr be-
nötigt. 
Die teils höchstrichterlich getroffenen Urteile in der 
Vergangenheit bei Klagen insbesondere gegen das Er-
löschen eines Schutzstatus (heute Widerrufsprüfung 
bei Reisen in das Herkunftsland oder einem Kontakt 
mit Behörden des Herkunftslandes) zeugen davon, 
dass sich Schutzberechtigte aufgrund von familiären 
Verpflichtungen oder sonstigen dringenden Gründen 
zeitweise in das Herkunftsland begaben, obwohl ihnen 
dort weiter Verfolgung drohte. Von einer erneuten In-
anspruchnahme des Schutzes des Herkunftsstaates 
konnte in diesen Fällen nicht ausgegangen werden, so 
dass auch kein Widerruf des Schutzstatus gerechtfer-
tigt war. Andere Urteile bestätigen wiederum den Wi-
derruf des Schutzstatus durch das BAMF bzw. vormals 
auch das Erlöschen des Schutzstatus durch die Auslän-
derbehörden aufgrund von Reisen in das Herkunfts-
land und/oder aufgrund eines Kontakts mit Behörden 
des Herkunftslandes. In letzteren Fällen bestätigten 
die Gerichte die Annahme, dass sich die betreffende 
Person durch ihre Handlungen erneut dem Schutz 
des Herkunftslandes unterstellt hatte und damit den 
Schutz der Bundesrepublik nicht mehr benötigte.
Die zu prüfenden Umstände sind bei Reisen und Be-
hördenkontakten mitunter komplex und bedürfen 
stets einer Einzelfallprüfung, wie es auch die europä-
ische Asylverfahrensrichtlinie verlangt, die seit Ende 
Juli 2015 auch für den nationalen Kontext bindend 
ist. In Deutschland sind Reisen in das Herkunftsland 
sowie Behördenkontakte im nationalen Recht bisher 
als Erlöschensgründe in § 72 AsylG geführt, die je-
doch einen automatischen Verwaltungsakt darstellen 
und damit nicht mehr den Vorgaben der europäischen 
Asylverfahrensrichtlinie entsprechen. Vielmehr fällt 
die Prüfung von Reisen und Kontakt mit Behörden 
des Herkunftslandes nunmehr ausschließlich unter 
die Widerrufsprüfung durch das BAMF und die §§ 73, 
73b, 73c und 73c AsylG. 
Ähnlich wie im Asylverfahren kann eine Fehleinschät-
zung seitens des BAMF im Widerrufsverfahren die 
schutzbedürftige Person erneut einer Notsituation und 
Verfolgung im Herkunftsstaat aussetzen, weshalb die 
zuständigen Mitarbeitenden des BAMF eine besondere 
Verantwortung bei der Prüfung der Umstände einer 
Reise und eines Behördenkontaktes haben.
Auf bi- und trilateraler sowie europäischer Ebene 
erfuhr das Thema im Jahr 2018 zunehmende Auf-
merksamkeit sowie verstärkte verwaltungspraktische 
Kooperationen. Dies betrifft insbesondere die gegen-
seitige Meldung von Personen, die in einem anderen 
europäischen Staat Schutz erhalten haben und über 
Flughäfen des eigenen Staates in das Herkunftsland 
gereist sind. Die Kooperation zwischen den Grenzpo-
lizeibehörden der jeweiligen Staaten und einzelnen 
Flughäfen befindet sich im Ausbau.
Die zunehmenden zwischenstaatlichen Kooperatio-
nen im Meldewesen, der starke Personalzuwachs im 
Widerrufsreferat des BAMF, der Plan zur Auslagerung 
von bestimmten Widerrufsverfahren an die Außen-
stellen des BAMF sowie die im Juli 2017 eingeführte 
Verpflichtung weiterer Behörden, Kenntnisse über 
Reisen von Schutzberechtigten in ihre Herkunftslän-
der zwingend an das BAMF zu melden, dürften in den 
kommenden Jahren zu deutlich mehr Widerrufsver-
fahren aufgrund von Reisen in das Herkunftsland und 
Kontakten mit Behörden des Herkunftslandes führen. 
Da die vielfältigen Widerrufsgründe derzeit allerdings 
noch nicht differenziert dokumentiert werden, werden 
Aussagen über die Häufigkeit von Reisen in das Her-
kunftsland weiterhin nur sehr eingeschränkt möglich 
sein.
Die Anzahl der eingeleiteten Widerrufsverfahren um-
fasst zudem nicht die tatsächliche Anzahl festgestell-
ter Reisen von Schutzberechtigten ins Ausland. Weder 
werden alle Reisen von Schutzberechtigten in ihr Her-
kunftsland den deutschen Behörden bekannt (u. a. 
weil die Ausreise über einen anderen Staat erfolgt), 
noch leitet das BAMF in jedem der Fälle ein Wider-
rufsverfahren ein, etwa wenn einer Ausländerbehörde 
bereits plausible Erkenntnisse über die Gründe der 
Reise in das Herkunftsland vorliegen und die Prüfung 
der grundsätzlichen und spezifischen Voraussetzun-
gen für einen Widerruf vorab ergeben, dass von keiner 
Niederlassung im Herkunftsland auszugehen ist, drin-
Fazit4
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gende persönliche Gründe ausschlaggebend für die 
Reise waren (z. B. Todesfall in der Familie) oder Gründe 
gegen die Freiwilligkeit der Reise sprechen. Darüber 
hinaus spiegelt die Anzahl der eingeleiteten Wider-
rufsverfahren nicht die Anzahl der tatsächlichen Wi-
derrufe oder die Entscheidungen in Klageverfahren 
gegen den Widerruf vor den Gerichten wider. Letztlich 
ist auch zwischen dem Widerruf des Schutzstatus und 
dem Widerruf des Aufenthaltstitels zu unterscheiden. 
Während für ersteren das BAMF zuständig ist, prüfen 
die Ausländerbehörden im Anschluss an einen Wider-
ruf des Schutzstatus die Voraussetzungen für einen 
Widerruf des Aufenthaltstitels nach Ermessen.
Infografik „Reisen von Schutzberechtigten in ihr 
Herkunftsland“
Die auf den folgenden Seiten 40/41 abgebildete Ge-
samtinfografik gibt einen Überblick zu den in dieser 
Studie thematisierten einzelnen Phasen von Reisen 
von Schutzberechtigten in ihr Herkunftsland und den 
möglichen asyl- und aufenthaltsrechtlichen Folgen. 
Die Infografik steht zudem auf der Webseite der Nati-
onalen Kontaktstelle des EMN gesondert zum Down-
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